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EU-Kommission: Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland, Frankreich und Italien 

Die EU-Kommission hat beschlossen, mit der Übermittlung von Aufforderungsschreiben Vertrags-

verletzungsverfahren gegen Deutschland (INFR(2026)2089), Frankreich (INFR(2026)2087) und Ita-

lien (INFR(2026)2088) einzuleiten, weil diese Länder es versäumt hätten, ihre Rechtsvorschriften 

zur Besteuerung von Dividenden aus Tochtergesellschaften in anderen Mitgliedstaaten mit 

der Mutter-Tochter-Richtlinie in Einklang zu bringen. Nach Auffassung der EU-Kommission führen 

die deutschen, französischen und italienischen Steuervorschriften zu einer Fragmentierung des in 

der Richtlinie festgelegten gemeinsamen Steuersystems für Mutter- und Tochtergesellschaften, 

da sie Dividenden, die eine Muttergesellschaft von in anderen Mitgliedstaaten ansässigen Toch-

tergesellschaften erhält, mehrfach über das in der Richtlinie erlaubte Maß hinaus besteuern. Dies 

wirke sich negativ auf die Wettbewerbsfähigkeit und die Investitionen von mittleren und größe-

ren Unternehmen im gesamten Binnenmarkt aus.  

Die Mutter-Tochter-Richtlinie erlaubt es den Mitgliedstaaten, Kosten der Beteiligung an einer 

Tochtergesellschaft pauschal mit maximal 5 % der ausgeschütteten Gewinne als nicht abzugsfä-

hige Betriebsausgaben zu behandeln. Zwar gelten in Deutschland nach § 8b Abs. 5 KStG von den 

nach § 8b Abs. 1 KStG steuerfreien Dividenden 5 % als nicht abzugsfähige Betriebsausgaben (sog. 

Schachtelstrafe). Die 5%-Hinzurechnung fällt allerdings bei mehrstufigen Konzernstrukturen auf 

jeder Beteiligungsebene an (sog. Kaskadeneffekt). Darin erkennt die EU-Kommission eine über die 

Richtlinie hinausgehende Mehrfachbesteuerung. 

Deutschland, Frankreich und Italien müssen nun binnen zwei Monaten auf die Beanstandungen der 

EU-Kommission reagieren. Andernfalls kann die EU-Kommission beschließen, eine mit Gründen 

versehene Stellungnahme an das Land zu richten. Betroffene Unternehmen sollten die kumulative 

Belastung durch § 8b Abs. 5 KStG prüfen und ggf. Veranlagungen offenhalten, um etwaige Erstat-

tungsansprüche zu sichern. 

 

Bundeskabinett: Aktueller Verfahrensstand zum Jahressteuergesetz 2026 (JStG 2026) 

Bereits am 26.05.2026 hatte das BMF den Referentenentwurf eines Jahressteuergesetzes 2026 

(JStG 2026) veröffentlicht (vgl. TAX WEEKLY # 17/2026). Der Beschluss des Regierungsentwurfs 

im Bundeskabinett wurde seitdem schon mehrmals vertagt und lässt weiter auf sich warten. Auch 

am 22.07.2026 war das JStG 2026 – entgegen der Planung – wieder nicht auf der Tagesordnung 

der Kabinettssitzung. Dem Vernehmen nach soll die Verzögerung mit der in einem Gesetzentwurf 

des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie (BMWE) vorgesehenen Streichung der Um-

satzsteuerbefreiung von Dienstleistungen der Deutschen Post im Geschäftskundenbriefsegment 

zusammenhängen.  

Mit dem Referentenentwurf des BMF zum JStG 2026 soll der Wortlaut und Anwendungsbereich 

des § 4 Nr. 11b UStG an die EuGH-Rechtsprechung angepasst werden. Vereinfacht dargestellt, 

werden die Voraussetzungen der Steuerbefreiung präzisiert und es soll klargestellt werden, dass 

nur Leistungen eines Universaldienstanbieters steuerfrei sind, soweit sie als Universaldienstleis-

tungen erbracht werden und nicht individuell ausgehandelte Leistungen darstellen. Das BMWE 

verfolgt mit einem eigenständigen Gesetzentwurf zur Reform des Postrechts, welcher den Wort-

laut des § 4 Nr. 11b UStG nicht berührt, hingegen wettbewerbspolitische Ziele. Allerdings ändert 

dieser Entwurf den Umfang des postalischen Universaldienstes bzw. den Katalog der Universal-

dienstleistungen im Postrecht. Konkret sollen die Geschäftskunden-Teilleistungen künftig nicht 

mehr zum Universaldienst gehören. Die umsatzsteuerlichen Auswirkungen ergeben sich mittelbar 

https://taxation-customs.ec.europa.eu/taxation/business-taxation/parent-subsidiary-directive_de
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daraus, dass § 4 Nr. 11b UStG hinsichtlich des Umfangs der Steuerbefreiung an den postrechtli-

chen Begriff des Universaldienstes anknüpft. Die beiden Gesetzesvorhaben greifen somit ineinan-

der, setzen jedoch unterschiedliche gesetzgeberische Schwerpunkte. 

 

BMF: Modernisierung der DBA-Verhandlungsgrundlage 

Das BMF hat seine Verhandlungsgrundlage für Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) im Bereich 

der Steuern vom Einkommen und Vermögen mit der Verhandlungsgrundlage 2026 vom 

03.07.2026 (VHG 2026) umfassend überarbeitet. Vor dieser Überarbeitung bestand die Verhand-

lungsgrundlage in der seit 2013 geltenden Fassung (VHG 2013). Das BMF setzt insbesondere die 

im OECD-Musterabkommen (OECD-MA) in der Fassung von 2017 bereits enthaltenen Inhalte um, 

auch wenn zwischenzeitlich eine Aktualisierung des OECD-MA aus November 2025 vorliegt. Die 

neue Fassung der deutschen Verhandlungsgrundlage enthält nunmehr wesentliche Entwicklun-

gen des OECD-/BEPS-Projekts, ohne sie verbindlich für zukünftige deutsche DBA vorzugeben. Sie 

dient vielmehr als Ausgangspunkt für künftige DBA-Verhandlungen mit deutscher Beteiligung. 

Wesentliche Änderungen erfolgten in der Präambel, durch die Ergänzungen von Art. 1 Abs. 2, 

Art. 3, die Erweiterung des Betriebsstättenbegriffs in Art. 5 sowie der Gleichstellung der freiberuf-

lichen Einkünfte mit den Unternehmensgewinnen.  

Die Präambel der Verhandlungsgrundlage wurde entsprechend Art. 6 Abs. 1 des Mehrseitigen 

Übereinkommens vom 24.11.2016 zur Umsetzung steuerabkommensbezogener Maßnahmen zur 

Verhinderung der Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung (Multilaterales Instrument oder MLI) 

neugefasst. Im neuen Wortlaut kommt nun vor allem auch die Zielsetzung der Verhinderung einer 

Nicht- oder Niedrigbesteuerung durch Steuerverkürzung oder Steuerumgehung, unter anderem 

durch missbräuchliche Gestaltungen, zum Ausdruck. Damit wurde der Mindeststandard zu Akti-

onspunkt 6 des gemeinsamen Projekts der OECD und der G20 gegen Gewinnverkürzung und Ge-

winnverlagerung („Base Erosion and Profit Shifting“ oder „BEPS“) umgesetzt. Die erweiterte 

Zweckbestimmung ist gemäß Art. 31 des Wiener Übereinkommens über das Recht der Verträge 

für die Auslegung und Anwendung der Bestimmungen des Abkommens von Bedeutung. 

Steuerlich transparente und hybride Gesellschaften und allgemeine Begriffsbestimmungen 

Neu ist Art. 1 Abs. 2 VHG 2026. Die Vorschrift erfasst – entsprechend Art. 1 Abs. 2 OECD-MA (Fas-

sung 2017; nicht weiter angepasst in 2025) – erstmals ausdrücklich Einkünfte, die durch oder über 

ganz oder teilweise steuerlich transparente beziehungsweise hybride Rechtsträger oder Gebilde 

erzielt werden. Damit enthält die VHG 2026 nunmehr eine eindeutige Bestimmung, die auf deut-

scher Seite vor allem Personengesellschaften betrifft. Eine vergleichbare Regelung enthielt die 

VHG 2013 nicht. 

Der geänderte Art. 3 VHG 2026 stellt nun ausdrücklich klar, dass der Begriff der Geschäftstätigkeit 

sowohl gewerbliche als auch selbständige Tätigkeiten umfasst. Dies steht im Zusammenhang mit 

der Streichung des bisherigen Art. 14 über selbständige Arbeit. Art. 14 ist zwar noch in vielen 

deutschen Abkommen und auch in der VHG 2013 enthalten, entfällt jedoch in der Neufassung. 

Einkünfte aus freiberuflicher oder sonstiger selbständiger Tätigkeit werden damit grundsätzlich 

nach Art. 7 wie Unternehmensgewinne behandelt. Die systematische Gleichstellung ist in Art. 3 

VHG 2026 durch eine entsprechende Begriffsdefinition abgesichert. 

Art. 3 Abs. 2 VHG 2026 eröffnet außerdem ausdrücklich die Möglichkeit, Auslegungsfragen im 

Rahmen eines Verständigungsverfahrens zu klären. 
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Ansässigkeit und Verständigungsverfahren 

Auch Art. 4 Abs. 3 VHG 2026 erweitert die Bedeutung des Verständigungsverfahrens. Insbeson-

dere bei Ansässigkeitskonflikten von Gesellschaften und anderen nicht natürlichen Personen tritt 

die einvernehmliche Bestimmung durch die zuständigen Behörden stärker an die Stelle einer rein 

schematischen Zuordnung. Die Regelung entspricht der OECD-Entwicklung, erhöht jedoch den 

Abstimmungsbedarf zwischen den Vertragsstaaten. 

Betriebsstätte nach Art. 5 VHG 2026 

Die Grunddefinition der Betriebsstätte als feste Geschäftseinrichtung bleibt ebenso erhalten wie 

die Zwölfmonatsschwelle für Baustellen, Bauausführungen und Montagen. Materiell nähert sich 

Art. 5 VHG 2026 jedoch dem OECD-Musterabkommen und den BEPS-Empfehlungen an. 

Die Ausnahmen für Lagerung, Ausstellung, Auslieferung, Einkauf, Informationsbeschaffung und 

ähnliche Tätigkeiten gelten künftig durchgehend nur dann, wenn die Tätigkeit vorbereitender Art 

ist oder eine Hilfstätigkeit darstellt. Eine neue Anti-Fragmentierungsregel verhindert, dass ein zu-

sammenhängender Geschäftsbetrieb künstlich auf dasselbe oder eng verbundene Unternehmen 

und mehrere Tätigkeitsorte aufgeteilt wird. Ergänzend wird definiert, unter welchen Vorausset-

zungen die im anderen Vertragsstaat tätigen Unternehmen als eng verbunden gelten. Maßgeblich 

sind insbesondere eigene oder gemeinsame Beherrschung oder eine unmittelbare beziehungs-

weise mittelbare Beteiligung von mehr als 50 Prozent. 

Die Geltung der Vertreterbetriebsstätte wird ebenfalls erweitert. Erfasst werden neben Verträgen 

im Namen des Unternehmens – deutlich konkreter als bisher – Verträge über die Übertragung 

oder Nutzung von Unternehmensvermögen sowie über Dienstleistungen des Unternehmens.  

Eine im OECD-Musterkommentar 2025 enthaltene Konkretisierung des Betriebsstättenbegriffs hin-

sichtlich Homeoffice-Sachverhalten enthält die Verhandlungsgrundlage weiterhin nicht.  

Fazit 

Die VHG 2026 orientiert sich stärker am OECD-Musterabkommen und an den BEPS-Vorgaben. 

Hervorzuheben sind die Einbeziehung selbständiger Tätigkeiten in Art. 7 VHG 2026, die stärkere 

Nutzung des Verständigungsverfahrens sowie die verschärfte Betriebsstättendefinition. Die VHG 

2026 entfaltet grundsätzlich keine unmittelbare Wirkung auf bestehende DBA. Sie ist zudem kein 

verbindliches Muster, sondern bildet die deutsche Ausgangsposition für künftige Abkommensver-

handlungen. Welche Regelungen letztlich gelten, hängt vom Wortlaut des jeweils abgeschlosse-

nen oder geänderten DBA ab. Es ist dennoch davon auszugehen, dass zumindest zukünftig neu 

verhandelte und abgeschlossene deutsche DBA deutlich näher an den gegenwärtigen OECD-Vor-

gaben ausgestaltet sein werden. 

 

BMF: Körperschaftsteuerliche Organschaft (§ 14 KStG); Mindestlaufzeit des Gewinnabführungs-

vertrags, Personengesellschaft als Organträger 

Anlässlich der Änderungen bei der Besteuerung ertragsteuerlicher Organschaften durch das Steu-

ervergünstigungsabbaugesetz vom 16.05.2003 (StVergAbG) hatte sich die Finanzverwaltung mit 

BMF-Schreiben vom 10.11.2005 u.a. zu der Mindestlaufzeit, dem Wegfall der steuerlichen Aner-

kennung der Mehrmütterorganschaft sowie den Anforderungen bei einer Personengesellschaft als 

Organträger geäußert. 
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Mit BMF-Schreiben vom 17.07.2026 hat die Finanzverwaltung dieses Schreiben aus 2005 nun er-

setzt und aktualisiert. Das neue Schreiben ist in allen noch offenen Fällen anzuwenden.  

Inhaltlich wurden einige Verweise auf einschlägige BFH-Rechtsprechung und Einkommensteuer-

hinweise (EStH) aufgenommen. Der Abschnitt „Wegfall der steuerlichen Anerkennung der Mehr-

mütterorganschaft“ ist nicht mehr enthalten, da dieser durch die damalige Gesetzesänderung 

veranlasst war. Auch auf Ausführungen zu damaligen Übergangsvorschriften wurde folgerichtig 

verzichtet. Unverändert sind die Ausführungen zur Mindestlaufzeit des Gewinnabführungsvertrags 

geblieben.  

Im Mittelpunkt des BMF-Schreibens steht das Thema „Personengesellschaft als Organträger“ und 

hier insbesondere die geschäftsleitende Holding: 

› Hinsichtlich des Umfangs der eigenen gewerblichen Tätigkeit einer Organträger-Personenge-

sellschaft wird nun zur Abgrenzung von nicht ausreichender Geringfügigkeit auf die Ausführun-

gen in H 15.8 (5) Bagatellgrenze EStH 2025 verwiesen.  

› Unter der Überschrift „Holdinggesellschaften/geschäftsleitende Holding“ wird nun das BFH-Ur-

teil vom 27.11.2024, I R 23/21, welches im Bundessteuerblatt veröffentlicht werden soll, umge-

setzt. Danach kann die bei einer Holdingpersonengesellschaft als Organträger erforderliche 

selbst ausgeübte eigene gewerbliche Tätigkeit im Einzelfall auch eine Tätigkeit als geschäftslei-

tende Holding sein. Dies setze aber zwingend voraus, dass die Personengesellschaft an mehre-

ren Tochterkapitalgesellschaften beteiligt und für diese auch tatsächlich geschäftsleitend tätig 

ist (vgl. BFH-Urteil vom 17.12.1969, I R 252/64, BStBl 1970 II S. 257 und Rn. 14 des BFH-Urteils 

vom 18.01.2023, I R 16/19, BStBl 2023 II S. 1096). Die Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft, 

deren einzige Funktion die Stellung als persönlich haftende Gesellschafterin der Holdingperso-

nengesellschaft ist, wird hierbei nicht berücksichtigt. Für die Annahme einer tatsächlichen Ge-

schäftsleitung reicht der bloße Abschluss eines Beherrschungsvertrags mit den Tochtergesell-

schaften nicht aus. Bisher stellte die Finanzverwaltung an die gewerbliche Tätigkeit einer ge-

schäftsleitenden Holding im Sinne des § 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 KStG zusätzliche Anforde-

rungen. So war eine eigene gewerbliche Tätigkeit der Organträger-Personengesellschaft erfor-

derlich, die über die Tätigkeit als geschäftsleitende Holding hinausgeht, zum Beispiel durch die 

Erbringung entgeltlicher Dienstleistungen gegenüber den Tochtergesellschaften (vgl. BMF-

Schreiben vom 10.11.2005, Rz. 18). 

› Im Ergebnis unverändert kommt eine Besitzpersonengesellschaft im Rahmen einer Betriebsauf-

spaltung als Organträger in Betracht, da sie originär gewerblich tätig ist im Sinne des § 15 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 2 EStG. Neu ist hier der Hinweis auf das BFH-Urteil vom 17.11.2020, I R 

72/16, BStBl 2021 II S. 484. Weiterhin wurde ergänzt, dass dies auch gilt, wenn die Besitzperso-

nengesellschaft ansonsten nur vermögensverwaltend tätig ist (vgl. BFH-Urteil vom 24.07.2013, I 

R 40/12, BStBl 2014 II S. 272). 

 

BMF: Nutzung eines betrieblichen Kraftfahrzeugs für private Fahrten, Fahrten zwischen Woh-

nung und Betriebsstätte/erster Tätigkeitsstätte oder Fahrten nach § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4a 

Satz 3 EStG und Familienheimfahrten; Anpassung des BMF-Schreibens vom 05.11.2021 aufgrund 

der Einführung der Strompreispauschale zum 01.01.2026 gemäß BMF-Schreiben vom 11.11.2025  

Mit BMF-Schreiben vom 21.07.2026 werden aufgrund der Einführung der Strompreispauschale 

zum 01.01.2026 gemäß BMF-Schreiben vom 11.11.2025 nun auch die Rn. 19 und 20 des BMF-

Schreibens vom 05.11.2021 zur ertragsteuerlichen Beurteilung der Nutzung eines betrieblichen 
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Kraftfahrzeugs für private Fahrten, Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte/erster Tätig-

keitsstätte oder Fahrten nach § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4a Satz 3 EStG und Familienheimfahrten bei der 

Nutzung von Elektro- und Hybridelektrofahrzeugen geändert bzw. angepasst. 

Die Änderung ist für Wirtschaftsjahre anzuwenden, die nach dem 31.12.2025 beginnen. Es wird 

nicht beanstandet, wenn die zuvor geltenden Regelungen der Rn. 19 und 20 bis zum 31.07.2026 

weiter angewandt werden.  
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Urteile und Schlussanträge des EuGH bis zum 20.07.2026  

Aktenzei-

chen 

Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

T-268/25 15.07.2026 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Steuerwesen – Gemeinsames Mehr-

wertsteuersystem – Steuerpflichtige – Mehrwertsteuergruppe – Begriff 

‚durch gegenseitige finanzielle, wirtschaftliche und organisatorische Be-

ziehungen eng miteinander verbundene Personen‘ – Erforderliche Maß-

nahmen zur Verhinderung von Steuerhinterziehung oder ‑umgehung – 

Art. 11 der Richtlinie 2006/112/EG – Rechtsvorschriften eines Mitglied-

staats, nach denen nichtsteuerpflichtige oder von der Mehrwertsteuer 

befreite Personen in eine Mehrwertsteuergruppe einbezogen werden 

dürfen – Bedingung für die Bildung einer Mehrwertsteuergruppe, dass 

das gesamte Kapital der anderen Mitglieder gehalten wird 

C-360/25 09.07.2026 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Staatliche Beihilfen – Art. 107 Abs. 1 

AEUV – Mehrwertsteuer – Steuerbefreiung für Leistungen, die zwischen 

Unternehmen erbracht werden, die überwiegend Banken‑, Versiche-

rungs- oder Pensionskassenumsätze tätigen – Zulässigkeit des Vor-

abentscheidungsersuchens – Begriff ‚Beihilfe‘ – Vorteil – Selektivität – 

Antrag auf zeitliche Begrenzung der Wirkungen des Urteils 

 

Alle am 23.07.2026 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (NV)  

Aktenzei-

chen 

Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

II E 3/26 16.04.2026 Kostenpauschale für Videokonferenz nach Nr. 9019 KV-GKG a.F. 

III R 28/25 18.03.2026 

Kindergeld; Anwendbarkeit der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 

nach dem Abkommen über den Austritt des Vereinigten König-

reichs Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen 

Union (Austrittsabkommen)Parallelentscheidung zu III R 10/25 

IV R 3/23 28.05.2026 
Buchwertantrag nach § 3 Abs. 2 UmwStG; Verfassungsmäßigkeit 

des § 4 Abs. 6 UmwStG; Richtigstellungsbescheid 

 

Alle bis zum 24.07.2026 veröffentlichten Erlasse  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort       

IV C 6 - S 

2177/00016/042/056 

IV C 5 - S 

2334/00087/015 

21.07.2026 

Nutzung eines betrieblichen Kraftfahrzeugs für private 

Fahrten, Fahrten zwischen Wohnung und Betriebs-

stätte/erster Tätigkeitsstätte oder Fahrten nach § 9 

Absatz 1 Satz 3 Nummer 4a Satz 3 Einkommensteuer-

gesetz (EStG) und Familienheimfahrten 

IV C 2 - S 

2770/00042/002/081 
17.07.2026 

Körperschaftsteuerliche Organschaft (§ 14 Körper-

schaftsteuergesetz (KStG)); Mindestlaufzeit des Ge-

winnabführungsvertrags, Personengesellschaft als Or-

ganträger 

III C 3 - S 

7532/00030/011/043 
16.07.2026 

Fragebogen zur umsatzsteuerlichen Erfassung von im 

Ausland ansässigen Unternehmern 

 

https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/document/T/2025/T-0268-25-00000000RP-01-P-01-3492055/ARRET/323766-DE-1-html
https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/document/C/2025/C-0360-25-00000000RP-01-P-01-3489355/ARRET/323437-DE-1-html
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202650133/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202650134/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202650135/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2026-07-21-nutzung-betriebliches-kfz-privat.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2026-07-21-nutzung-betriebliches-kfz-privat.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2026-07-21-nutzung-betriebliches-kfz-privat.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2026-07-21-nutzung-betriebliches-kfz-privat.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Koerperschaftsteuer_Umwandlungssteuer/2026-07-17-koerperschaftsteuerliche-organschaft.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Koerperschaftsteuer_Umwandlungssteuer/2026-07-17-koerperschaftsteuerliche-organschaft.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2026-07-16-fragebogen-erfassung-iAa-Unternehmern.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2026-07-16-fragebogen-erfassung-iAa-Unternehmern.pdf?__blob=publicationFile&v=4
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Abkommen 


 


zwischen 


 


der Bundesrepublik Deutschland 


 


und 


 


………………………………………….. 


 


zur Beseitigung der Doppelbesteuerung 


auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen  


sowie zur Verhinderung der Steuerverkürzung und -umgehung 
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Die Bundesrepublik Deutschland 


und 


………………………………………... – 


 


 


von dem Wunsch geleitet, ihre wirtschaftlichen Beziehungen weiterzuentwickeln, ihre 


Zusammenarbeit in Steuersachen zu vertiefen und eine wirksame und zutreffende Steuer-


erhebung zu gewährleisten, 


 


in der Absicht, ein Abkommen zur Beseitigung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der 


Steuern vom Einkommen und vom Vermögen zu schließen, ohne Möglichkeiten zur Nicht- 


oder Niedrigbesteuerung durch Steuerverkürzung oder -umgehung (unter anderem durch 


missbräuchliche Gestaltungen mit dem Ziel des Erhalts von in diesem Abkommen vorge-


sehenen Erleichterungen zum mittelbaren Nutzen von in Drittstaaten ansässigen Personen) 


zu schaffen – 


 


 


sind wie folgt übereingekommen: 


 


 


Artikel 1 


Unter das Abkommen fallende Personen 


 


(1) Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem oder beiden der Vertragsstaaten 


ansässig sind. 


 


(2) Im Sinne dieses Abkommens gelten Einkünfte, die durch oder über Rechtsträger oder 


Gebilde bezogen werden, die nach dem Steuerrecht eines der beiden Vertragsstaaten voll-


ständig oder teilweise steuerlich transparent behandelt werden, als Einkünfte einer in 


einem Vertragsstaat ansässigen Person, jedoch nur, soweit die Einkünfte für Zwecke der 
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Besteuerung durch diesen Staat wie Einkünfte einer in diesem Staat ansässigen Person 


behandelt werden. 


 


 


Artikel 2 


Unter das Abkommen fallende Steuern 


 


(1) Dieses Abkommen gilt ungeachtet der Art der Erhebung für Steuern vom Einkommen 


und vom Vermögen, die für Rechnung eines Vertragsstaats oder seiner Gebietskörper-


schaften erhoben werden. 


 


(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten alle Steuern, die vom 


Gesamteinkommen, vom Gesamtvermögen oder von Teilen des Einkommens oder des 


Vermögens erhoben werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn aus der Veräußerung 


beweglichen oder unbeweglichen Vermögens, der Lohnsummensteuern sowie der Steuern 


vom Vermögenszuwachs. 


 


(3) Zu den bestehenden Steuern, für die das Abkommen gilt, gehören insbesondere 


 


1. in der Bundesrepublik Deutschland 


 


a) die Einkommensteuer, 


 


b) die Körperschaftsteuer, 


 


c) die Gewerbesteuer und 


 


d) die Vermögensteuer 


 


einschließlich der darauf erhobenen Zuschläge (im Folgenden als „deutsche 


Steuer“ bezeichnet); 
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2. in [anderer Vertragsstaat] die [Bezeichnung der Steuer] (im Folgenden als 


„[anderer Vertragsstaat] Steuer“ bezeichnet). 


 


(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder im Wesentlichen ähnlicher 


Art, die nach der Unterzeichnung des Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an 


deren Stelle erhoben werden. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten teilen einan-


der alle bedeutsamen Änderungen in ihrem Steuerrecht mit. 


 


 


Artikel 3 


Allgemeine Begriffsbestimmungen 


 


(1) Im Sinne dieses Abkommens, sofern der Zusammenhang nichts anderes erfordert, 


 


1. bedeuten die Ausdrücke „ein Vertragsstaat“ und „der andere Vertragsstaat“ je 


nach dem Zusammenhang die Bundesrepublik Deutschland oder [anderer 


Vertragsstaat];  


 


2. umfasst der Ausdruck „Bundesrepublik Deutschland“, wenn im geografischen 


Sinn verwendet, das Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland sowie das an 


das Küstenmeer angrenzende Gebiet des Meeresbodens, seines Untergrunds und 


der darüberliegenden Wassersäule, in dem die Bundesrepublik Deutschland in 


Übereinstimmung mit dem Völkerrecht und ihren innerstaatlichen Rechts-


vorschriften Hoheitsrechte und -befugnisse zum Zweck der Erforschung, 


Gewinnung, Erhaltung und Bewirtschaftung lebender und nicht lebender 


natürlicher Ressourcen oder zur Energieerzeugung aus erneuerbaren Energie-


quellen ausübt; 


 


3. umfasst der Ausdruck „[anderer Vertragsstaat]“ ...; 
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4. umfasst der Ausdruck „Person“ natürliche Personen, Gesellschaften und alle 


anderen Personenzusammenschlüsse; 


 


5. bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft“ juristische Personen oder Rechtsträger, die 


für Steuerzwecke wie juristische Personen behandelt werden; 


 


6. bezieht sich der Ausdruck „Unternehmen“ auf die Ausübung einer Geschäfts-


tätigkeit; 


 


7. bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen eines Vertragsstaats“ und „Unternehmen 


des anderen Vertragsstaats“ ein Unternehmen, das von einer in einem Vertrags-


staat ansässigen Person betrieben wird, beziehungsweise ein Unternehmen, das 


von einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person betrieben wird; 


 


8. bedeutet der Ausdruck „internationaler Verkehr“ jede Beförderung mit einem 


Schiff oder Luftfahrzeug, das von einem Unternehmen mit tatsächlicher 


Geschäftsleitung in einem Vertragsstaat betrieben wird, es sei denn, das Schiff 


oder Luftfahrzeug wird ausschließlich zwischen Orten im anderen Vertragsstaat 


betrieben; 


 


9. bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde“ 


 


a) in der Bundesrepublik Deutschland das Bundesministerium der Finanzen oder 


die Behörde, auf die es seine Befugnisse übertragen hat; 


 


b) in [anderer Vertragsstaat] ...; 


 


10. bedeutet der Ausdruck „Staatsangehöriger“ 


 


a) in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland alle Deutschen im Sinne des 


Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland sowie alle juristischen 
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Personen, Personengesellschaften und anderen Personenvereinigungen, die 


ihren entsprechenden Status aus dem in der Bundesrepublik Deutschland 


geltenden Recht ableiten; 


 


b) in Bezug auf [anderer Vertragsstaat] alle natürlichen Personen mit [anderer 


Vertragsstaat] Staatsangehörigkeit sowie alle juristischen Personen, 


Personengesellschaften und anderen Personenvereinigungen, die ihren 


entsprechenden Status aus dem in [anderer Vertragsstaat] geltenden Recht 


ableiten; 


 


11. umfasst der Ausdruck „Geschäftstätigkeit“ auch die Ausübung einer freiberuf-


lichen oder sonstigen selbständigen Tätigkeit; 


 


12. bedeutet der Ausdruck „Organismus für gemeinsame Anlagen“ einen Organis-


mus, der sich in Streubesitz befinden kann, ein diversifiziertes Wertpapierport-


folio hält oder mit dem Hauptzweck der Mieterzielung unmittelbar oder mittelbar 


in unbewegliches Vermögen investiert, im Vertragsstaat seiner Errichtung 


Anlegerschutzvorschriften unterliegt und 


 


a) im Fall der Bundesrepublik Deutschland ein Investmentfonds im Sinne des 


Investmentsteuergesetzes ist, jedoch kein Organismus, der als Personen-


gesellschaft errichtet wurde, 


 


b) im Fall [anderer Vertragsstaat] ..., jedoch kein Organismus, der als 


Personengesellschaft errichtet wurde, oder 


 


c) ein von den zuständigen Behörden der Vertragsstaaten vereinbarter sonstiger 


Organismus ist, der in einem der beiden Vertragsstaaten errichtet wurde; 


 


13. bedeutet der Ausdruck „Altersvorsorgefonds“ einen in einem Vertragsstaat 


errichteten Rechtsträger oder ein in diesem Staat errichtetes Gebilde, der 
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beziehungsweise das nach dem Steuerrecht dieses Staates als eigenständige 


Person gilt und 


 


a) ausschließlich errichtet und betrieben wird, um für natürliche Personen 


Altersversorgungsleistungen und Zusatz- oder Nebenleistungen zu verwalten 


oder zu erbringen, und als solcher beziehungsweise solches durch diesen 


Staat oder eine seiner Gebietskörperschaften gesetzlich geregelt wird oder 


 


b) ausschließlich errichtet und betrieben wird, um für unter Buchstabe a 


genannte Rechtsträger oder Gebilde Mittel anzulegen. 


 


(2) Bei jeder Anwendung des Abkommens durch einen Vertragsstaat hat jeder nicht darin 


definierte Ausdruck, sofern der Zusammenhang nichts anderes erfordert und die zustän-


digen Behörden sich nicht nach Artikel 24 Absatz 3 auf eine abweichende Bedeutung 


einigen, die Bedeutung, die er zum jeweiligen Zeitpunkt nach dem Recht dieses Staates für 


die Zwecke der Steuern hat, für die das Abkommen gilt, wobei die Bedeutung nach dem in 


diesem Staat anwendbaren Steuerrecht Vorrang vor einer Bedeutung hat, die der Ausdruck 


nach dem sonstigen Recht dieses Staates hat. 


 


 


Artikel 4 


Ansässige Person 


 


(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck „in einem Vertragsstaat ansässige 


Person“ eine Person, die nach dem Recht dieses Staates dort aufgrund ihres Wohnsitzes, 


ihres Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschäftsleitung oder eines anderen, ähnlichen Merk-


mals steuerpflichtig ist, und umfasst auch diesen Staat und jede seiner Gebietskörper-


schaften. Dieser Ausdruck umfasst jedoch nicht eine Person, die in diesem Staat nur mit 


Einkünften aus Quellen in diesem Staat oder mit dort belegenem Vermögen steuerpflichtig 


ist. 


 







- 8 - 


 


(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so wird 


ihr Status wie folgt bestimmt: 


 


1. Die Person gilt als nur in dem Staat ansässig, in dem sie über eine ständige Wohn-


stätte verfügt; verfügt sie in beiden Staaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt 


sie als nur in dem Staat ansässig, zu dem sie die engeren persönlichen und wirt-


schaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der Lebensinteressen); 


 


2. kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person den Mittelpunkt ihrer 


Lebensinteressen hat, oder verfügt sie in keinem der beiden Staaten über eine 


ständige Wohnstätte, so gilt sie als nur in dem Staat ansässig, in dem sie ihren 


gewöhnlichen Aufenthalt hat; 


 


3. hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden Staaten oder in keinem 


der beiden Staaten, so gilt sie als nur in dem Staat ansässig, dessen Staatsange-


hörige sie ist; 


 


4. ist die Person Staatsangehörige beider Staaten oder keines der beiden Staaten, so 


regeln die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten die Frage durch Verstän-


digung. 


 


(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten 


ansässig, so gilt sie als nur in dem Staat ansässig, in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen 


Geschäftsleitung befindet. Kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat sich der Ort der 


tatsächlichen Geschäftsleitung befindet, oder befindet sich der Ort der tatsächlichen 


Geschäftsleitung in keinem der beiden Staaten, so sind die zuständigen Behörden der 


Vertragsstaaten bestrebt, durch Verständigung nach Artikel 24 den Vertragsstaat zu 


bestimmen, in dem diese Person unter Berücksichtigung des Ortes ihrer Geschäftsleitung, 


ihres Gründungsorts sowie sonstiger maßgeblicher Faktoren im Sinne dieses Abkommens 
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als ansässig gilt. Ohne eine solche Verständigung gilt diese Person für Zwecke der Inan-


spruchnahme von Vergünstigungen nach dem Abkommen nicht als in einem der beiden 


Vertragsstaaten ansässig. 


 


 


Artikel 5 


Betriebsstätte 


 


(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck „Betriebsstätte“ eine feste 


Geschäftseinrichtung, durch welche die Geschäftstätigkeit eines Unternehmens ganz oder 


teilweise ausgeübt wird. 


 


(2) Der Ausdruck „Betriebsstätte“ umfasst insbesondere 


 


1. einen Ort der Geschäftsleitung, 


 


2. eine Zweigniederlassung, 


 


3. eine Geschäftsstelle, 


 


4. eine Fabrikationsstätte, 


 


5. eine Werkstätte und 


 


6. ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch oder eine andere 


Stätte der Gewinnung natürlicher Ressourcen. 


 


(3) Eine Baustelle, Bauausführung oder Montage stellt nur dann eine Betriebsstätte dar, 


wenn ihre Dauer zwölf Monate überschreitet. 
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(4) Ungeachtet der Absätze 1 bis 3 gilt Folgendes als nicht von dem Ausdruck „Betriebs-


stätte“ umfasst: 


 


1. die ausschließliche Nutzung von Einrichtungen zur Lagerung, Ausstellung oder 


Auslieferung von Gütern oder Waren des Unternehmens, 


 


2. die ausschließliche Unterhaltung von Beständen von Gütern oder Waren des 


Unternehmens zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung, 


 


3. die ausschließliche Unterhaltung von Beständen von Gütern oder Waren des 


Unternehmens zur Be- oder Verarbeitung durch ein anderes Unternehmen, 


 


4. die ausschließliche Unterhaltung einer festen Geschäftseinrichtung zum Einkauf 


von Gütern oder Waren oder zur Beschaffung von Informationen für das Unter-


nehmen, 


 


5. die ausschließliche Unterhaltung einer festen Geschäftseinrichtung zur Ausübung 


anderer Tätigkeiten für das Unternehmen oder 


 


6. die ausschließliche Unterhaltung einer festen Geschäftseinrichtung für mehrere 


der unter den Nummern 1 bis 5 genannten Tätigkeiten, 


 


sofern diese Tätigkeit beziehungsweise im Fall der Nummer 6 die Gesamttätigkeit der 


festen Geschäftseinrichtung vorbereitender Art ist oder eine Hilfstätigkeit darstellt. Satz 1 


gilt nicht für eine von einem Unternehmen genutzte oder unterhaltene feste Geschäfts-


einrichtung, wenn dasselbe Unternehmen oder ein eng verbundenes Unternehmen an 


demselben Ort oder an einem anderen Ort in demselben Vertragsstaat eine Geschäfts-


tätigkeit ausübt und 


 


1. dieser Ort oder der andere Ort für das Unternehmen oder das eng verbundene 


Unternehmen nach diesem Artikel eine Betriebsstätte darstellt oder 
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2. die Gesamttätigkeit, die sich aus den von den beiden Unternehmen an demselben 


Ort oder von demselben Unternehmen oder eng verbundenen Unternehmen an den 


beiden Orten ausgeübten Tätigkeiten ergibt, weder vorbereitender Art ist noch 


eine Hilfstätigkeit darstellt, 


 


sofern die von den beiden Unternehmen an demselben Ort oder von demselben Unter-


nehmen oder eng verbundenen Unternehmen an den beiden Orten ausgeübten Geschäfts-


tätigkeiten sich ergänzende Aufgaben darstellen, die Teil eines zusammenhängenden 


Geschäftsbetriebs sind. 


 


(5) Ungeachtet der Absätze 1 und 2, jedoch vorbehaltlich des Absatzes 6 wird, wenn eine 


Person in einem Vertragsstaat für ein Unternehmen tätig ist und dort eine Vollmacht für 


den Abschluss von Verträgen 


 


1. im Namen des Unternehmens, 


 


2. zur Übertragung des Eigentums an oder zur Gewährung des Nutzungsrechts an 


Vermögen, das diesem Unternehmen gehört oder an dem es das Nutzungsrecht 


besitzt, oder 


 


3. zur Erbringung von Dienstleistungen durch dieses Unternehmen 


 


besitzt und gewöhnlich ausübt, davon ausgegangen, dass dieses Unternehmen in Bezug auf 


alle Tätigkeiten dieser Person für das Unternehmen eine Betriebsstätte in diesem Staat hat, 


es sei denn, die Tätigkeiten dieser Person beschränken sich auf die in Absatz 4 genannten 


Tätigkeiten, bei deren Ausübung durch eine feste Geschäftseinrichtung (nicht jedoch eine 


unter Absatz 4 Satz 2 fallende feste Geschäftseinrichtung) diese nach Absatz 4 nicht zu 


einer Betriebsstätte würde. 
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(6) Es wird nicht allein deshalb davon ausgegangen, dass ein Unternehmen in einem 


Vertragsstaat eine Betriebsstätte hat, weil es dort eine Geschäftstätigkeit durch einen 


Makler, Kommissionär oder anderen unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese Personen 


im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit handeln. 


 


(7) Allein dadurch, dass eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft eine Gesell-


schaft beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen Vertragsstaat 


ansässig ist oder dort (entweder durch eine Betriebsstätte oder auf andere Weise) eine 


Geschäftstätigkeit ausübt, wird keine der beiden Gesellschaften zur Betriebsstätte der 


anderen. 


 


(8) Im Sinne dieses Artikels ist ein Unternehmen mit einem anderen Unternehmen eng 


verbunden, wenn allen maßgeblichen Tatsachen und Umständen zufolge eines das andere 


beherrscht oder beide von denselben Personen oder Unternehmen beherrscht werden. In 


jedem Fall gilt ein Unternehmen als mit einem anderen Unternehmen eng verbunden, wenn 


eines von beiden mittelbar oder unmittelbar mehr als 50 Prozent der Eigentumsrechte am 


anderen (oder bei einer Gesellschaft mehr als 50 Prozent der Gesamtstimmrechte und des 


Gesamtwerts der Anteile der Gesellschaft oder der Eigentumsrechte an der Gesellschaft) 


besitzt oder wenn eine Person oder ein drittes Unternehmen mittelbar oder unmittelbar 


mehr als 50 Prozent der Eigentumsrechte an den beiden erstgenannten Unternehmen (oder 


bei einer Gesellschaft mehr als 50 Prozent der Gesamtstimmrechte und des Gesamtwerts 


der Anteile der Gesellschaft oder der Eigentumsrechte an der Gesellschaft) besitzt. 


 


 


Artikel 6 


Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen 


 


(1) Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person aus im anderen Vertragsstaat 


belegenem unbeweglichem Vermögen (einschließlich Einkünften aus Land- und Forstwirt-


schaft) können im anderen Staat besteuert werden. 
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(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen“ hat die Bedeutung, die er nach dem Recht 


des Vertragsstaats hat, in dem das Vermögen belegen ist. In jedem Fall umfasst der Aus-


druck Zubehör zu unbeweglichem Vermögen, in Land- und Forstwirtschaft genutztes 


lebendes und totes Inventar, Rechte, für welche die allgemeinen Rechtsvorschriften über 


Grundvermögen gelten, Nutzungsrechte an unbeweglichem Vermögen sowie Rechte auf 


veränderliche oder feste Zahlungen als Gegenleistung für die Ausbeutung oder das Recht 


auf Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quellen und anderen natürlichen Ressourcen; 


Schiffe und Luftfahrzeuge gelten nicht als unbewegliches Vermögen. 


 


(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder 


Verpachtung sowie jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermögens. 


 


(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für die Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen 


eines Unternehmens. 


 


 


Artikel 7 


Gewinne aus Geschäftstätigkeit 


 


(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats können nur in diesem Staat be-


steuert werden, es sei denn, das Unternehmen übt im anderen Vertragsstaat durch eine dort 


belegene Betriebsstätte eine Geschäftstätigkeit aus. Übt das Unternehmen auf diese Weise 


eine Geschäftstätigkeit aus, so können die Gewinne, die nach Absatz 2 der Betriebsstätte 


zugerechnet werden können, im anderen Staat besteuert werden. 


 


(2) Im Sinne dieses Artikels und des Artikels 22 handelt es sich bei den Gewinnen, die im 


jeweiligen Vertragsstaat der in Absatz 1 genannten Betriebsstätte zugerechnet werden 


können, um die Gewinne, die sie insbesondere in ihren Geschäftsbeziehungen mit anderen 


Teilen des Unternehmens voraussichtlich erzielen würde, wenn sie ein selbständiges und 


unabhängiges Unternehmen wäre, das die gleichen oder ähnliche Tätigkeiten unter den 


gleichen oder ähnlichen Voraussetzungen ausübt, wobei die vom Unternehmen durch die 
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Betriebsstätte und die anderen Unternehmensteile wahrgenommenen Aufgaben, genutzten 


Vermögenswerte und übernommenen Risiken zu berücksichtigen sind. 


 


(3) Wenn ein Vertragsstaat in Übereinstimmung mit Absatz 2 die Gewinne, die einer 


Betriebsstätte eines Unternehmens eines der Vertragsstaaten zugerechnet werden können, 


berichtigt und bereits im anderen Staat besteuerte Gewinne des Unternehmens 


entsprechend besteuert, nimmt der andere Staat, soweit zur Beseitigung einer Doppel-


besteuerung dieser Gewinne erforderlich, eine entsprechende Berichtigung vor, wenn er 


der Berichtigung des erstgenannten Staates zustimmt; stimmt der andere Vertragsstaat 


nicht zu, so sind die Vertragsstaaten bestrebt, eine sich daraus ergebende Doppel-


besteuerung durch Verständigung zu beseitigen. 


 


(4) Umfassen Gewinne Einkünfte, die in anderen Artikeln dieses Abkommens gesondert 


behandelt werden, so bleiben jene Artikel von diesem Artikel unberührt. 


 


 


Artikel 8 


Schifffahrt und Luftfahrt 


 


(1) Gewinne aus dem Betrieb von Schiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen 


Verkehr können nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der 


tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 


 


(2) Im Sinne dieses Artikels umfassen Gewinne aus dem Betrieb von Schiffen oder 


Luftfahrzeugen auch Einkünfte aus 


 


1. der gelegentlichen Vercharterung leerer Schiffe oder Luftfahrzeuge und 


 


2. der Nutzung oder Vermietung von Containern (einschließlich Anhängern und 


zugehöriger Ausstattung für den Transport der Container), 
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wenn diese Einkünfte den Gewinnen aus dem Betrieb von Schiffen oder Luftfahrzeugen 


zugerechnet werden können. 


 


(3) Befindet sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung eines Unternehmens der 


Schifffahrt an Bord eines Schiffes, so gilt er als in dem Vertragsstaat gelegen, in dem der 


Heimathafen des Schiffes liegt, oder, wenn es keinen Heimathafen hat, in dem Vertrags-


staat, in dem der Betreiber des Schiffes ansässig ist. 


 


(4) Absatz 1 gilt auch für Gewinne aus der Beteiligung an einem Pool, einer Betriebs-


gemeinschaft oder einer internationalen Betriebsstelle. 


 


 


Artikel 9 


Verbundene Unternehmen 


 


(1) Wenn 


 


1. ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder mittelbar an der 


Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens des 


anderen Vertragsstaats beteiligt ist oder 


 


2. dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der 


Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens eines Vertragsstaats und eines 


Unternehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt sind 


 


und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in ihren kaufmännischen oder finanziellen 


Beziehungen an vereinbarte oder auferlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen 


abweichen, die unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren würden, dürfen die 


Gewinne, die eines der Unternehmen ohne diese Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser 


Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses Unternehmens zugerechnet und 


entsprechend besteuert werden. 
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(2) Rechnet ein Vertragsstaat den Gewinnen eines Unternehmens dieses Staates Gewinne 


zu, mit denen ein Unternehmen des anderen Vertragsstaats im anderen Staat besteuert 


wurde, und besteuert diese Gewinne entsprechend und handelt es sich bei den zuge-


rechneten Gewinnen um solche, die das Unternehmen des erstgenannten Staates erzielt 


hätte, wenn die zwischen den beiden Unternehmen vereinbarten Bedingungen die gleichen 


gewesen wären, die unabhängige Unternehmen miteinander vereinbart hätten, so nimmt 


der andere Staat eine entsprechende Berichtigung der Höhe der dort von diesen Gewinnen 


erhobenen Steuer vor. Bei der Ermittlung dieser Berichtigung sind die übrigen Bestim-


mungen dieses Abkommens zu berücksichtigen und erforderlichenfalls konsultieren die 


zuständigen Behörden der Vertragsstaaten einander. 


 


 


Artikel 10 


Dividenden 


 


(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft einer im anderen 


Vertragsstaat ansässigen Person zahlt, können im anderen Staat besteuert werden. 


 


(2) Von einer in einem Vertragsstaat ansässigen Gesellschaft gezahlte Dividenden können 


jedoch auch in diesem Staat nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; ist der 


Nutzungsberechtigte der Dividenden aber im anderen Vertragsstaat ansässig, so darf die 


betreffende Steuer nicht höher sein als 


 


1. 5 Prozent des Bruttobetrags der Dividenden, wenn der Nutzungsberechtigte eine 


Gesellschaft ist, die während eines Zeitraums von 365 Tagen einschließlich des 


Tages der Dividendenzahlung unmittelbar mindestens 10 Prozent des Kapitals der 


die Dividenden zahlenden Gesellschaft hält (bei der Berechnung dieses Zeitraums 


bleiben Änderungen der Eigentums- oder Inhaberschaftsverhältnisse unberück-


sichtigt, die sich unmittelbar aus einer Umstrukturierung, wie einer Fusion oder 
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Spaltung, der die Anteile haltenden oder die Dividende zahlenden Gesellschaft 


ergeben); 


 


2. 15 Prozent des Bruttobetrags der Dividenden in allen anderen Fällen. 


 


Im Fall von Dividenden, die von einer deutschen REIT-Aktiengesellschaft im Sinne des 


Gesetzes über deutsche Immobilien-Aktiengesellschaften mit börsennotierten Anteilen 


(REIT-Gesetz) oder einem [Fonds anderer Vertragsstaat] gezahlt werden, und im Fall von 


Dividenden, die an einen Organismus für gemeinsame Anlagen oder einen Altersvorsorge-


fonds gezahlt werden, gilt nur Nummer 2. Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung der 


Gesellschaft in Bezug auf die Gewinne, aus denen die Dividenden gezahlt werden. 


 


(3) Der Ausdruck „Dividenden“ im Sinne dieses Artikels bedeutet Einkünfte aus Gesell-


schaftsanteilen, Genussscheinen oder -rechten oder Gründeranteilen und andere Einkünfte, 


die nach dem Recht des Ansässigkeitsstaats der ausschüttenden Gesellschaft steuerlich 


ebenso behandelt werden wie Einkünfte aus Gesellschaftsanteilen. Der Ausdruck umfasst 


auch Einkünfte aus Ausschüttungen auf Anteilscheine eines Organismus für gemeinsame 


Anlagen. 


 


(4) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 


Nutzungsberechtigte der Dividenden im anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden 


zahlende Gesellschaft ansässig ist, durch eine dort belegene Betriebsstätte eine Geschäfts-


tätigkeit ausübt und die Beteiligung, für welche die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich 


zu dieser Betriebsstätte gehört. In diesem Fall gilt Artikel 7. 


 


(5) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft Gewinne oder Einkünfte 


aus dem anderen Vertragsstaat, so darf der andere Staat weder die von der Gesellschaft 


gezahlten Dividenden mit einer Steuer belegen – es sei denn, diese Dividenden werden an 


eine im anderen Staat ansässige Person gezahlt oder die Beteiligung, für welche die 


Dividenden gezahlt werden, gehört tatsächlich zu einer im anderen Staat belegenen 


Betriebsstätte – noch die nicht ausgeschütteten Gewinne der Gesellschaft einer Steuer auf 







- 18 - 


 


nicht ausgeschüttete Gewinne der Gesellschaft unterwerfen, selbst wenn die gezahlten 


Dividenden oder die nicht ausgeschütteten Gewinne ganz oder teilweise aus Gewinnen 


oder Einkünften bestehen, die aus dem anderen Staat stammen. 


 


 


Artikel 11 


Zinsen 


 


(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und deren Nutzungsberechtigter eine im 


anderen Vertragsstaat ansässige Person ist, können nur im anderen Staat besteuert werden. 


 


(2) Der Ausdruck „Zinsen“ im Sinne dieses Artikels bedeutet Einkünfte aus Forderungen 


jeder Art, unabhängig davon, ob diese durch Grundpfandrechte gesichert sind, und 


insbesondere Einkünfte aus öffentlichen Anleihen und aus Obligationen oder Schuld-


verschreibungen einschließlich damit verbundener Aufgelder und Gewinne aus Los-


anleihen. Nicht als Zinsen im Sinne dieses Artikels gelten Zuschläge wegen verspäteter 


Zahlung. Der Ausdruck „Zinsen“ umfasst nicht die Einkünfte im Sinne des Artikels 10. 


 


(3) Absatz 1 gilt nicht, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte 


der Zinsen im anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, durch eine dort 


belegene Betriebsstätte eine Geschäftstätigkeit ausübt und die Forderung, für welche die 


Zinsen gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebsstätte gehört. In diesem Fall gilt 


Artikel 7. 


 


(4) Übersteigt der Zinsbetrag aufgrund einer besonderen Beziehung zwischen dem 


Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen ihnen beiden und einem Dritten 


in Anbetracht der zugrunde liegenden Forderung den Betrag, den Schuldner und Nutzungs-


berechtigter ohne diese Beziehung vereinbart hätten, so gilt dieser Artikel nur für den 


letztgenannten Betrag. In diesem Fall kann der übersteigende Teil der Zahlungen unter 


Berücksichtigung der übrigen Bestimmungen dieses Abkommens weiterhin nach dem 


Recht des jeweiligen Vertragsstaats besteuert werden. 
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Artikel 12 


Lizenzgebühren 


 


(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen und deren Nutzungs-


berechtigter eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person ist, können nur im anderen 


Staat besteuert werden. 


 


(2) Der Ausdruck „Lizenzgebühren“ im Sinne dieses Artikels bedeutet Zahlungen jeder 


Art, die als Gegenleistung für die Nutzung oder das Recht auf Nutzung von Urheber-


rechten an literarischen, künstlerischen oder wissenschaftlichen Werken einschließlich 


Kinofilmen, von Patenten, Marken, Mustern oder Modellen, Plänen, geheimen Formeln 


oder Verfahren oder für Informationen über gewerbliche, kaufmännische oder wissen-


schaftliche Erkenntnisse bezogen werden. 


 


(3) Absatz 1 gilt nicht, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte 


der Lizenzgebühren im anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren stammen, 


durch eine dort belegene Betriebsstätte eine Geschäftstätigkeit ausübt und das Recht oder 


der Vermögenswert, für das beziehungsweise den die Lizenzgebühren gezahlt werden, 


tatsächlich zu dieser Betriebsstätte gehört. In diesem Fall gilt Artikel 7. 


 


(4) Übersteigen die Lizenzgebühren aufgrund einer besonderen Beziehung zwischen dem 


Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen ihnen beiden und einem Dritten 


in Anbetracht der zugrunde liegenden Nutzungen, Rechte oder Informationen den Betrag, 


den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese Beziehung vereinbart hätten, so gilt 


dieser Artikel nur für den letztgenannten Betrag. In diesem Fall kann der übersteigende 


Teil der Zahlungen unter Berücksichtigung der übrigen Bestimmungen dieses Abkommens 


weiterhin nach dem Recht des jeweiligen Vertragsstaats besteuert werden. 
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Artikel 13 


Veräußerungsgewinne 


 


(1) Gewinne einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person aus der Veräußerung unbe-


weglichen Vermögens im Sinne des Artikels 6, das im anderen Vertragsstaat belegen ist, 


können im anderen Staat besteuert werden. 


 


(2) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, das zum Betriebsvermögen 


einer Betriebsstätte gehört, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertrags-


staat hat, einschließlich derartiger Gewinne aus der Veräußerung einer solchen Betriebs-


stätte (allein oder mit dem gesamten Unternehmen) können im anderen Staat besteuert 


werden. 


 


(3) Gewinne aus der Veräußerung von im internationalen Verkehr betriebenen Schiffen 


oder Luftfahrzeugen oder von beweglichem Vermögen, das dem Betrieb dieser Schiffe 


oder Luftfahrzeuge dient, können nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich 


der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 


 


(4) Gewinne einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person aus der Veräußerung von 


Anteilen oder vergleichbaren Rechten, wie Rechten an einer Personengesellschaft oder 


einem Trust, können im anderen Vertragsstaat besteuert werden, sofern der Wert dieser 


Anteile oder vergleichbaren Rechte zu irgendeinem Zeitpunkt während der 365 Tage vor 


der Veräußerung zu mehr als 50 Prozent unmittelbar oder mittelbar auf im anderen Staat 


belegenem unbeweglichem Vermögen im Sinne des Artikels 6 beruhte. 


 


(5) Gewinne aus der Veräußerung von in den Absätzen 1 bis 4 nicht genanntem Vermö-


gen können nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Veräußerer ansässig ist. 


 


(6) Ist eine Person in einem Vertragsstaat ansässig und hat der andere Vertragsstaat, in 


dem die Person zuvor ansässig war, diese Person im Zeitpunkt des Ansässigkeitswechsels 


so besteuert, als hätte sie Gesellschaftsanteile veräußert, so berechnet der erstgenannte 
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Staat im Fall einer Veräußerung von Gesellschaftsanteilen den Veräußerungsgewinn auf 


der Grundlage des Wertes, den der andere Staat im Zeitpunkt des Ansässigkeitswechsels 


der Besteuerung zugrunde gelegt hat, soweit dieser den gemeinen Wert nicht überschreitet. 


 


 


Artikel 14 


Einkünfte aus unselbständiger Arbeit 


 


(1) Vorbehaltlich der Artikel 15, 17 und 18 können Gehälter, Löhne und ähnliche 


Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person für unselbständige Arbeit 


bezieht, nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird im anderen 


Vertragsstaat ausgeübt. Wird die Arbeit im anderen Staat ausgeübt, so können die daraus 


bezogenen Vergütungen dort besteuert werden. 


 


(2) Ungeachtet des Absatzes 1 können Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat 


ansässige Person für im anderen Vertragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit bezieht, 


nur im erstgenannten Staat besteuert werden, wenn 


 


1. der Empfänger sich insgesamt nicht länger als 183 Tage innerhalb eines im 


betreffenden Steuerjahr beginnenden oder endenden Zeitraums von zwölf 


Monaten im anderen Staat aufhält, 


 


2. die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen Arbeitgeber gezahlt 


werden, der nicht im anderen Staat ansässig ist, und 


 


3. die Vergütungen nicht von einer Betriebsstätte getragen werden, die der Arbeit-


geber im anderen Staat hat. 


 


(3) Ungeachtet der Absätze 1 und 2 können Vergütungen für unselbständige Arbeit, die an 


Bord eines im internationalen Verkehr betriebenen Schiffes oder Luftfahrzeugs ausgeübt 
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wird, in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Ge-


schäftsleitung des Unternehmens befindet, welches das Schiff oder Luftfahrzeug betreibt. 


 


(4) Beiträge, die durch oder für eine natürliche Person, die in einem Vertragsstaat eine 


unselbständige Arbeit ausübt, an eine im anderen Vertragsstaat errichtete und dort steuer-


lich anerkannte Altersvorsorgeeinrichtung geleistet werden, sind im erstgenannten Staat 


bei der Ermittlung des von der Person zu versteuernden Einkommens in der gleichen 


Weise und im gleichen Umfang zu berücksichtigen wie Beiträge, die an eine im erst-


genannten Staat steuerlich anerkannte Altersvorsorgeeinrichtung gezahlt werden, sofern 


die Person unmittelbar vor Aufnahme der Tätigkeit nicht im erstgenannten Staat ansässig 


war und bereits Beiträge für sie an die Altersvorsorgeeinrichtung entrichtet wurden. 


 


 


Artikel 15 


Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen 


 


Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen sowie ähnliche Zahlungen, die eine in 


einem Vertragsstaat ansässige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder 


Verwaltungsrats einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Gesellschaft bezieht, können 


im anderen Staat besteuert werden. 


 


 


Artikel 16 


Künstler und Sportler 


 


(1) Ungeachtet der Artikel 7 und 14 können Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat 


ansässige Person als Künstler, wie etwa Bühnen-, Film-, Rundfunk- oder Fernsehkünstler 


oder Musiker, oder als Sportler aus ihrer im anderen Vertragsstaat ausgeübten persönlichen 


Tätigkeit bezieht, im anderen Staat besteuert werden. 
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(2) Fließen Einkünfte für eine von einem Künstler oder Sportler in dieser Eigenschaft 


ausgeübte persönliche Tätigkeit nicht dem Künstler oder Sportler, sondern einer anderen 


Person zu, so können diese Einkünfte ungeachtet der Artikel 7 und 14 in dem Vertragsstaat 


besteuert werden, in dem die Tätigkeit des Künstlers oder Sportlers ausgeübt wird. 


 


(3) Einkünfte, die einer Person für die Überlassung von Direktübertragungsrechten oder 


eine anderweitige Verwertung der von einem Künstler oder Sportler ausgeübten Tätigkeit 


zufließen, können in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem die Tätigkeit des 


Künstlers oder Sportlers ausgeübt wird. 


 


(4) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Einkünfte aus einer von einem Künstler oder 


Sportler in einem Vertragsstaat ausgeübten Tätigkeit, wenn der Aufenthalt in diesem Staat 


ganz oder überwiegend aus öffentlichen Mitteln des anderen Vertragsstaats oder einer 


seiner Gebietskörperschaften oder von einer im anderen Staat als gemeinnützig aner-


kannten Einrichtung finanziert wird. In diesem Fall können die Einkünfte nur in dem 


Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Künstler oder Sportler ansässig ist. 


 


 


Artikel 17 


Ruhegehälter, Renten und ähnliche Zahlungen 


 


(1) Vorbehaltlich des Artikels 18 Absatz 2 können Ruhegehälter und ähnliche Ver-


gütungen sowie Renten, die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person gezahlt 


werden, nur in diesem Staat besteuert werden. 


 


(2) Ungeachtet des Absatzes 1 können Leistungen, die aufgrund des Sozialversicherungs-


rechts eines Vertragsstaats gezahlt werden, nur in diesem Staat besteuert werden. 


 


(3) Ungeachtet des Absatzes 1 können Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen sowie 


Renten auch im anderen Vertragsstaat besteuert werden, wenn sie ganz oder teilweise auf 


Beiträgen beruhen, die in diesem Staat 
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1. nicht zu den steuerpflichtigen Einkünften gehörten, 


 


2. steuerlich abzugsfähig waren oder 


 


3. in anderer Weise begünstigt wurden. 


 


Satz 1 gilt nicht, wenn die gewährte Förderung nach den Nummern 1 bis 3 zurückgefordert 


wurde. 


 


(4) Der Ausdruck „Rente“ bedeutet Einkünfte in Form von regelmäßig wiederkehrenden 


Zahlungen, die für die Dauer der Lebenszeit des Empfängers oder für einen bestimmten 


Zeitraum geleistet werden aufgrund einer Verpflichtung zur Leistung dieser Zahlungen 


infolge eigener Beiträge des Empfängers oder von Beiträgen eines Dritten zugunsten des 


Empfängers. 


 


(5) Wiederkehrende und einmalige Zahlungen eines Vertragsstaats oder einer seiner Ge-


bietskörperschaften an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person als Entschädigung 


für politische Verfolgung (einschließlich Wiedergutmachungsleistungen), für Unrecht oder 


Schäden aufgrund von Kriegshandlungen oder für Schäden, die auf den Wehr-, Zivil- oder 


Bundesfreiwilligendienst, Straftaten, Impfungen oder ähnliche Ursachen zurückzuführen 


sind, können ungeachtet des Absatzes 1 nur im erstgenannten Staat besteuert werden. 


 


(6) Unterhaltszahlungen einschließlich derjenigen für Kinder, die eine in einem Vertrags-


staat ansässige Person an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person leistet, sind im 


anderen Staat von der Steuer befreit. Soweit die Unterhaltszahlungen jedoch im erst-


genannten Staat bei der Berechnung des steuerpflichtigen Einkommens des Zahlungs-


verpflichteten abzugsfähig sind, können sie nur im anderen Staat besteuert werden. Steuer-


freibeträge zur Minderung der sozialen Lasten gelten für die Zwecke dieses Absatzes nicht 


als Abzug. 
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Artikel 18 


Öffentlicher Dienst 


 


(1) 1. Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, die einer natürlichen Person von 


einem Vertragsstaat, einer seiner Gebietskörperschaften oder einer anderen 


juristischen Person des öffentlichen Rechts dieses Staates für diesem Staat, dieser 


Gebietskörperschaft oder anderen juristischen Person des öffentlichen Rechts 


geleistete Dienste gezahlt werden, können nur in diesem Staat besteuert werden. 


 


2. Diese Gehälter, Löhne und ähnlichen Vergütungen können jedoch nur im anderen 


Vertragsstaat besteuert werden, wenn die Dienste in diesem Staat geleistet werden 


und die natürliche Person in diesem Staat ansässig ist und 


 


a) eine Staatsangehörige dieses Staates ist oder 


 


b) nicht ausschließlich zum Zweck der Leistung der Dienste in diesem Staat 


ansässig geworden ist. 


 


(2) 1. Ungeachtet des Absatzes 1 können Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die 


einer natürlichen Person von einem Vertragsstaat, einer seiner Gebietskörper-


schaften oder aus von ihnen errichteten Fonds für diesem Staat oder dieser 


Gebietskörperschaft geleistete Dienste gezahlt werden, nur in diesem Staat 


besteuert werden. 


 


2. Diese Ruhegehälter und ähnlichen Vergütungen können jedoch nur im anderen 


Vertragsstaat besteuert werden, wenn die natürliche Person in diesem Staat 


ansässig und eine Staatsangehörige dieses Staates ist. 
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(3) Für Gehälter, Löhne, Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen für Dienste, die im 


Zusammenhang mit einer Geschäftstätigkeit eines Vertragsstaats, einer seiner Gebiets-


körperschaften oder einer anderen juristischen Person des öffentlichen Rechts dieses 


Staates geleistet werden, gelten die Artikel 14 bis 17. 


 


(4) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Gehälter, Löhne, Ruhegehälter und ähnliche 


Vergütungen, die natürlichen Personen für Dienste gezahlt werden, die dem Goethe-


Institut, dem Deutschen Akademischen Austauschdienst (DAAD) oder ähnlichen 


Einrichtungen, für welche dies von den zuständigen Behörden durch Verständigung 


vereinbart wird, geleistet werden. Werden diese Vergütungen im Gründungsstaat der 


Einrichtung nicht besteuert, so gilt Artikel 14. 


 


 


Artikel 19 


Gastprofessoren, Lehrer und Studenten 


 


(1) Eine natürliche Person, die sich auf Einladung eines Vertragsstaats oder einer Uni-


versität, Hochschule, Schule, eines Museums oder einer anderen Kultur- oder Bildungs-


einrichtung dieses Vertragsstaats oder im Rahmen eines offiziellen Kulturaustauschs 


höchstens zwei Jahre lang ausschließlich zur Ausübung einer Lehrtätigkeit, zum Halten 


von Vorlesungen oder zur Ausübung einer Forschungstätigkeit bei einer solchen Ein-


richtung in diesem Vertragsstaat aufhält und im anderen Vertragsstaat ansässig ist oder 


dort unmittelbar vor Einreise in den erstgenannten Staat ansässig war, ist im erstgenannten 


Staat mit ihren Vergütungen für diese Tätigkeit von der Steuer befreit, sofern sie diese 


Vergütungen von außerhalb dieses Staates bezieht. 


 


(2) Zahlungen, die ein Student oder Auszubildender, der unmittelbar vor Einreise in einen 


Vertragsstaat im anderen Vertragsstaat ansässig war oder dort ansässig ist und sich im 


erstgenannten Staat ausschließlich zum Studium oder zur Ausbildung aufhält, für seinen 


Unterhalt, sein Studium oder seine Ausbildung erhält, dürfen in diesem Staat nicht be-


steuert werden, sofern diese Zahlungen aus Quellen außerhalb dieses Staates stammen. 
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Artikel 20 


Andere Einkünfte 


 


(1) Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person, die in den vorstehenden 


Artikeln nicht behandelt werden, können ungeachtet ihrer Herkunft nur in diesem Staat 


besteuert werden. 


 


(2) Absatz 1 gilt nicht für andere Einkünfte als solche aus unbeweglichem Vermögen im 


Sinne des Artikels 6 Absatz 2, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Empfänger 


dieser Einkünfte im anderen Vertragsstaat durch eine dort belegene Betriebsstätte eine 


Geschäftstätigkeit ausübt und das Recht oder der Vermögenswert, für das beziehungsweise 


den die Einkünfte gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebsstätte gehört. In diesem 


Fall gilt Artikel 7. 


 


 


Artikel 21 


Vermögen 


 


(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6, das einer in einem Vertragsstaat 


ansässigen Person gehört und im anderen Vertragsstaat belegen ist, kann im anderen Staat 


besteuert werden. 


 


(2) Bewegliches Vermögen, das zum Betriebsvermögen einer Betriebsstätte gehört, die 


ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, kann im anderen Staat 


besteuert werden. 


 


(3) Schiffe und Luftfahrzeuge, die im internationalen Verkehr betrieben werden, sowie 


bewegliches Vermögen, das dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, können 
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nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen 


Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 


 


(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person können 


nur in diesem Staat besteuert werden. 


 


 


Artikel 22 


Beseitigung der Doppelbesteuerung im Ansässigkeitsstaat 


 


(1) Bezieht eine in der Bundesrepublik Deutschland ansässige Person Einkünfte oder hat 


sie Vermögen und können diese Einkünfte beziehungsweise Vermögen nach diesem 


Abkommen in [anderer Vertragsstaat] besteuert werden, so gilt Folgendes: 


 


1. Sofern Nummer 3 nichts anderes vorsieht, werden die Einkünfte von der Bemes-


sungsgrundlage der deutschen Steuer ausgenommen. Für Dividenden gilt dies nur, 


wenn diese von einer in [anderer Vertragsstaat] ansässigen Gesellschaft, deren 


Kapital zu mindestens 10 Prozent unmittelbar einer in der Bundesrepublik 


Deutschland ansässigen Gesellschaft gehört, an die in der Bundesrepublik 


Deutschland ansässige Gesellschaft gezahlt werden. Die in Satz 1 vorgesehene 


Ausnahme von der Bemessungsgrundlage gilt weder für Dividenden einer steuer-


befreiten Gesellschaft noch für Dividenden, die von der ausschüttenden Gesell-


schaft für Steuerzwecke in [anderer Vertragsstaat] abgezogen werden können, 


noch für Dividenden, die nach dem Recht der Bundesrepublik Deutschland einer 


Person zugerechnet werden, die keine in der Bundesrepublik Deutschland an-


sässige Gesellschaft ist. Für die Zwecke der Steuern vom Vermögen werden von 


der Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer die Vermögen ausgenommen, die 


nach Artikel 21 Absätze 1 und 2 in [anderer Vertragsstaat] besteuert werden 


können, sowie Beteiligungen, deren Dividenden, falls solche gezahlt werden, nach 


den Sätzen 1 bis 3 von der Steuerbemessungsgrundlage auszunehmen wären. 
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2. Die Bundesrepublik Deutschland behält sich das Recht vor, die nach diesem 


Abkommen von der deutschen Steuer befreiten Einkünfte und Vermögen bei der 


Festsetzung ihres Steuersatzes zu berücksichtigen. 


 


3. Auf die deutsche Steuer vom Einkommen für die folgenden Einkünfte wird 


vorbehaltlich der Vorschriften des deutschen Steuerrechts über die Anrechnung 


ausländischer Steuern die [anderer Vertragsstaat] Steuer angerechnet, die nach 


[anderer Vertragsstaat] Steuerrecht und in Übereinstimmung mit diesem 


Abkommen festgesetzt und für diese Einkünfte entrichtet sowie um einen 


entstandenen Anspruch auf Entlastung ermäßigt wurde: 


 


a) Dividenden im Sinne des Artikels 10, für die Nummer 1 nicht gilt, 


 


b) Veräußerungsgewinne, für die Artikel 13 Absatz 4 gilt, 


 


c) Einkünfte, für die Artikel 15 gilt, 


 


d) Einkünfte, für die Artikel 16 gilt, und 


 


e) Einkünfte, für die Artikel 17 Absatz 3 gilt. 


 


Für die Anwendung dieser Nummer gelten Einkünfte oder Vermögen einer in der 


Bundesrepublik Deutschland ansässigen Person, die nach diesem Abkommen in 


[anderer Vertragsstaat] besteuert werden können, als Einkünfte aus Quellen 


innerhalb [anderer Vertragsstaat] beziehungsweise als in [anderer Vertragsstaat] 


belegene Vermögen. 


 


4. Nummer 1 gilt für Einkünfte im Sinne der Artikel 7 und 10 sowie für Gewinne 


aus der Veräußerung von Vermögen im Sinne des Artikels 13 Absatz 2 nur, 


soweit sie durch Herstellung, Bearbeitung, Verarbeitung oder Montage von 


Gütern oder Waren, Aufsuchen und Gewinnung von Bodenschätzen, Bank- und 
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Versicherungsgeschäfte, Handel oder Erbringung von Dienstleistungen erzielt 


werden oder soweit sie diesen Tätigkeiten wirtschaftlich zugerechnet werden 


können. Das gilt nur, wenn ein dem Geschäftszweck angemessen eingerichteter 


Geschäftsbetrieb besteht. Das gilt entsprechend für die den Einkünften im Sinne 


der Artikel 7 und 10 zugrunde liegenden Vermögen. Gilt Nummer 1 nicht, so wird 


die Doppelbesteuerung durch Steueranrechnung nach Nummer 3 beseitigt. 


 


5. Nummer 1 gilt nicht für Einkünfte oder Vermögen, wenn der andere Vertragsstaat 


dieses Abkommen so anwendet, dass diese Einkünfte beziehungsweise Vermögen 


von der Steuer befreit werden, oder Artikel 10 Absatz 2 auf diese Einkünfte 


anwendet.  


 


6. Ungeachtet der Nummer 1 wird die Doppelbesteuerung durch Steueranrechnung 


nach Nummer 3 beseitigt, soweit 


 


a) [anderer Vertragsstaat] Einkünfte oder Vermögen nach diesem Abkommen 


besteuern kann, tatsächlich aber nicht besteuert, oder 


 


b) nach Konsultierung [anderer Vertragsstaat] die Bundesrepublik Deutschland 


[anderer Vertragsstaat] auf diplomatischem Weg Einkünfte oder Vermögen 


notifiziert hat, auf die sie die Steueranrechnung nach Nummer 3 anzuwenden 


beabsichtigt. Die Doppelbesteuerung wird für die notifizierten Einkünfte oder 


Vermögen durch Steueranrechnung ab dem ersten Tag des Kalenderjahrs be-


seitigt, das dem Kalenderjahr folgt, in dem die Notifikation abgegeben wurde. 


 


(2) Bezieht eine in [anderer Vertragsstaat] ansässige Person Einkünfte [oder hat sie 


Vermögen] und können diese Einkünfte [beziehungsweise Vermögen] nach diesem 


Abkommen in der Bundesrepublik Deutschland besteuert werden, so gilt Folgendes: 


 


[…] 
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Artikel 23 


Gleichbehandlung 


 


(1) Staatsangehörige eines Vertragsstaats dürfen im anderen Vertragsstaat keiner 


Besteuerung oder damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die 


anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden 


Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des anderen Staates unter gleichen Umständen, 


insbesondere hinsichtlich der Ansässigkeit, unterworfen sind oder werden können. Satz 1 


gilt ungeachtet des Artikels 1 auch für Personen, die nicht in einem oder beiden der 


Vertragsstaaten ansässig sind. 


 


(2) Staatenlose, die in einem Vertragsstaat ansässig sind, dürfen in keinem der beiden 


Vertragsstaaten einer Besteuerung oder damit zusammenhängenden Verpflichtung 


unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit 


zusammenhängenden Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des betreffenden Staates 


unter gleichen Umständen, insbesondere hinsichtlich der Ansässigkeit, unterworfen sind 


oder werden können. 


 


(3) Die Besteuerung einer Betriebsstätte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im 


anderen Vertragsstaat hat, darf im anderen Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung 


von Unternehmen des anderen Staates, welche die gleiche Tätigkeit ausüben. Satz 1 ist 


nicht so auszulegen, als verpflichte er einen Vertragsstaat, im anderen Vertragsstaat 


ansässigen Personen aufgrund des Personenstands oder von Familienlasten persönliche 


Freibeträge, Erleichterungen und Ermäßigungen für Besteuerungszwecke zu gewähren, die 


er den in seinem Hoheitsgebiet ansässigen Personen gewährt. 


 


(4) Sofern nicht Artikel 9 Absatz 1, Artikel 11 Absatz 4 oder Artikel 12 Absatz 4 gilt, sind 


Zinsen, Lizenzgebühren und andere Auszahlungen, die ein Unternehmen eines Vertrags-


staats an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person leistet, bei der Ermittlung der zu 
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versteuernden Gewinne dieses Unternehmens unter den gleichen Voraussetzungen abzugs-


fähig wie entsprechende Auszahlungen an eine im erstgenannten Staat ansässige Person. 


Ebenso sind Schulden eines Unternehmens eines Vertragsstaats gegenüber einer im 


anderen Vertragsstaat ansässigen Person bei der Ermittlung des zu versteuernden 


Vermögens dieses Unternehmens unter den gleichen Voraussetzungen abzugsfähig wie 


Schulden gegenüber einer im erstgenannten Staat ansässigen Person. 


 


(5) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz oder teilweise unmittelbar oder 


mittelbar einer oder mehreren im anderen Vertragsstaat ansässigen Personen gehört oder 


von diesen kontrolliert wird, dürfen im erstgenannten Staat keiner Besteuerung oder damit 


zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist 


als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden Verpflichtungen, denen ähnliche 


Unternehmen des erstgenannten Staates unterworfen sind oder werden können. 


 


(6) Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 für Steuern jeder Art und Bezeichnung. 


 


 


Artikel 24 


Verständigungsverfahren 


 


(1) Ist eine Person der Auffassung, dass die Maßnahmen eines oder beider Vertragsstaaten 


für sie zu einer Besteuerung führen oder führen werden, die diesem Abkommen nicht ent-


spricht, so kann sie ungeachtet der im innerstaatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen 


Rechtsbehelfe ihren Fall der zuständigen Behörde des Vertragsstaats, in dem sie ansässig 


ist, oder, sofern ihr Fall von Artikel 23 Absatz 1 erfasst wird, der zuständigen Behörde des 


Vertragsstaats, dessen Staatsangehörige sie ist, vorlegen. Der Fall muss innerhalb von drei 


Jahren nach der ersten Mitteilung der Maßnahme vorgelegt werden, die zu einer dem 


Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung führt. 


 


(2) Hält die zuständige Behörde die Einwendung für berechtigt und ist sie selbst nicht in 


der Lage, eine zufriedenstellende Lösung herbeizuführen, so ist sie bestrebt, den Fall durch 
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Verständigung mit der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats so zu regeln, dass 


eine dem Abkommen nicht entsprechende Besteuerung vermieden wird. Eine erzielte 


Einigung ist ungeachtet eventueller Fristen im innerstaatlichen Recht der Vertragsstaaten 


umzusetzen. 


 


(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten sind bestrebt, Schwierigkeiten oder 


Zweifel hinsichtlich der Auslegung oder Anwendung des Abkommens durch Verständi-


gung auszuräumen. Zur Beseitigung einer Doppelbesteuerung in Fällen, die im Abkommen 


nicht vorgesehen sind, können sie einander auch konsultieren. 


 


(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können zur Erzielung einer Einigung 


im Sinne der Absätze 1 bis 3 unmittelbar miteinander kommunizieren, auch über eine aus 


ihnen oder ihren Vertretern bestehende gemeinsame Kommission. 


 


(5) Wenn 


 


1. eine Person der zuständigen Behörde eines Vertragsstaats nach Absatz 1 einen 


Fall vorgelegt hat, weil die Maßnahmen eines oder beider Vertragsstaaten für sie 


zu einer diesem Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung geführt haben, und 


 


2. die zuständigen Behörden nicht innerhalb von drei Jahren ab dem Tag, an dem 


beiden zuständigen Behörden alle von ihnen zur Befassung mit dem Fall 


benötigten Informationen vorgelegt wurden, eine Einigung zur Regelung des 


Falles nach Absatz 2 erzielen können,  


 


werden ungeklärte Fragen des Falles auf schriftlichen Antrag der Person einem Schieds-


verfahren unterworfen. Diese ungeklärten Fragen dürfen jedoch nicht einem Schiedsver-


fahren unterworfen werden, wenn in einem der beiden Staaten bereits eine abschließende 


Gerichtsentscheidung dazu ergangen ist. Der Schiedsspruch ist für beide Vertragsstaaten 


bindend und ungeachtet eventueller Fristen im innerstaatlichen Recht dieser Staaten 


umzusetzen, es sei denn, eine unmittelbar von dem Fall betroffene Person erkennt die 
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Verständigungsregelung, durch die der Schiedsspruch umgesetzt wird, nicht an. Die 


zuständigen Behörden der Vertragsstaaten regeln durch Verständigung, wie dieser Absatz 


anzuwenden ist. 


 


 


Artikel 25 


Informationsaustausch 


 


(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, die 


voraussichtlich erheblich sind zur Durchführung dieses Abkommens oder zur Anwendung 


oder Durchsetzung des innerstaatlichen Rechts betreffend Steuern jeder Art und 


Bezeichnung, die für Rechnung der Vertragsstaaten oder ihrer Gebietskörperschaften 


erhoben werden, soweit die Besteuerung im Rahmen dieses Rechts nicht abkommens-


widrig ist. Der Informationsaustausch wird durch die Artikel 1 und 2 nicht eingeschränkt. 


 


(2) Informationen, die ein Vertragsstaat nach Absatz 1 erhalten hat, sind ebenso geheim 


zu halten wie aufgrund des innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschaffte Informationen 


und dürfen nur an Personen oder Behörden (einschließlich Gerichten und Verwaltungs-


organen) weitergegeben werden, die mit der Festsetzung oder Erhebung der in Absatz 1 


genannten Steuern, der Vollstreckung, Strafverfolgung oder Entscheidung über Rechts-


behelfe hinsichtlich dieser Steuern oder mit der Aufsicht darüber befasst sind. Diese 


Personen beziehungsweise Behörden dürfen die Informationen nur für entsprechende 


Zwecke verwenden. Dabei dürfen Informationen in einem verwaltungs- oder strafrecht-


lichen Ermittlungsverfahren, einem öffentlichen Gerichtsverfahren oder einer Gerichts-


entscheidung offengelegt werden. Ungeachtet der Sätze 1 bis 3 können Informationen, die 


ein Vertragsstaat erhalten hat, für andere Zwecke verwendet werden, wenn sie nach dem 


Recht beider Staaten für diese anderen Zwecke verwendet werden dürfen und die 


zuständige Behörde des übermittelnden Staates dieser Verwendung zugestimmt hat.  


 


(3) Die Absätze 1 und 2 sind nicht so auszulegen, als verpflichteten sie einen Vertrags-


staat, 
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1. Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die vom Recht oder der Verwaltungs-


praxis dieses oder des anderen Vertragsstaats abweichen, 


 


2. Informationen zu übermitteln, die nach dem Recht oder im üblichen Verwaltungs-


verfahren dieses oder des anderen Vertragsstaats nicht beschafft werden können, 


oder 


 


3. Informationen zu übermitteln, die ein Betriebs-, Geschäfts-, Gewerbe- oder 


Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren 


Offenlegung gegen die öffentliche Ordnung (ordre public) verstoßen würde. 


 


(4) Ersucht ein Vertragsstaat nach diesem Artikel um Informationen, so nutzt der andere 


Vertragsstaat die ihm zur Verfügung stehenden Maßnahmen zur Beschaffung der 


erbetenen Informationen, selbst wenn er die Informationen für seine eigenen Steuerzwecke 


nicht benötigen sollte. Die in Satz 1 enthaltene Verpflichtung unterliegt den 


Beschränkungen nach Absatz 3; diese sind jedoch nicht so auszulegen, als könne ein 


Vertragsstaat die Übermittlung von Informationen nur deshalb ablehnen, weil er kein 


innerstaatliches Interesse an ihnen hat. 


 


(5) Absatz 3 ist nicht so auszulegen, als könne ein Vertragsstaat die Übermittlung von 


Informationen nur deshalb ablehnen, weil sie sich bei einer Bank, einem sonstigen Finanz-


institut, einem Bevollmächtigten, Vertreter oder Treuhänder befinden oder weil sie sich auf 


Eigentumsrechte an einer Person (mit Ausnahme einer natürlichen Person) beziehen. 


 


 


Artikel 26 


Amtshilfe bei der Steuererhebung 


 


(1) Die Vertragsstaaten leisten einander Amtshilfe bei der Erhebung von Steuer-


forderungen. Diese Amtshilfe wird durch die Artikel 1 und 2 nicht eingeschränkt. Die 
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zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können durch Verständigung regeln, wie dieser 


Artikel anzuwenden ist. 


 


(2) Der Ausdruck „Steuerforderung“ im Sinne dieses Artikels bedeutet einen Betrag, der 


für Steuern jeder Art und Bezeichnung, die für Rechnung der Vertragsstaaten oder ihrer 


Gebietskörperschaften erhoben werden, geschuldet wird, soweit diese Besteuerung nicht 


gegen dieses Abkommen oder eine andere Übereinkunft verstößt, der die Vertragsstaaten 


als Vertragsparteien angehören, sowie mit diesem Betrag zusammenhängende Zinsen, 


Geldbußen und Erhebungs- oder Sicherungskosten. 


 


(3) Ist eine Steuerforderung eines Vertragsstaats nach dem Recht dieses Staates voll-


streckbar und wird sie von einer Person geschuldet, die ihre Erhebung zum betreffenden 


Zeitpunkt nach dem Recht dieses Staates nicht verhindern kann, so wird diese Steuer-


forderung auf Ersuchen der zuständigen Behörde dieses Staates für die Zwecke der 


Erhebung von der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats anerkannt. Diese 


Steuerforderung wird vom anderen Staat nach dessen Rechtsvorschriften über die Voll-


streckung und Erhebung seiner eigenen Steuern erhoben, als handele es sich dabei um eine 


Steuerforderung dieses anderen Staates. 


 


(4) Handelt es sich bei einer Steuerforderung eines Vertragsstaats um eine Forderung, bei 


der dieser Staat nach seinem Recht Maßnahmen zur Sicherung der Erhebung ergreifen 


kann, so wird diese Steuerforderung auf Ersuchen der zuständigen Behörde dieses Staates 


für die Zwecke des Ergreifens von Sicherungsmaßnahmen von der zuständigen Behörde 


des anderen Vertragsstaats anerkannt. Der andere Staat ergreift in Übereinstimmung mit 


seinen Rechtsvorschriften Sicherungsmaßnahmen in Bezug auf diese Steuerforderung, als 


handele es sich dabei um eine Steuerforderung dieses anderen Staates, selbst wenn die 


Steuerforderung im Zeitpunkt der Anwendung dieser Maßnahmen im erstgenannten Staat 


nicht vollstreckbar ist oder von einer Person geschuldet wird, die berechtigt ist, die 


Erhebung zu verhindern. 
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(5) Ungeachtet der Absätze 3 und 4 unterliegt eine von einem Vertragsstaat für die 


Zwecke des Absatzes 3 oder 4 anerkannte Steuerforderung in diesem Staat nicht aufgrund 


ihrer Eigenschaft als solche den nach dem Recht dieses Staates für Steuerforderungen 


geltenden Fristen oder einem nach dem Recht dieses Staates für Steuerforderungen 


geltenden Vorrang. Zudem erhält eine von einem Vertragsstaat für die Zwecke des 


Absatzes 3 oder 4 anerkannte Steuerforderung in diesem Staat keinen nach dem Recht des 


anderen Vertragsstaats für sie geltenden Vorrang. 


 


(6) Bei den Gerichten oder Verwaltungsorganen des anderen Vertragsstaats dürfen keine 


Verfahren im Zusammenhang mit dem Bestehen, der Gültigkeit oder der Höhe einer 


Steuerforderung eines Vertragsstaats eingeleitet werden. 


 


(7) Verliert eine Steuerforderung, nachdem ein Vertragsstaat nach Absatz 3 oder 4 ein 


entsprechendes Ersuchen gestellt hat und bevor der andere Vertragsstaat die betreffende 


Steuerforderung erhoben und dem erstgenannten Staat überwiesen hat, 


 


1. im Fall eines Ersuchens nach Absatz 3 ihre Eigenschaft als Steuerforderung des 


erstgenannten Staates, die nach dem Recht dieses Staates vollstreckbar ist und von 


einer Person geschuldet wird, die zum betreffenden Zeitpunkt nach dem Recht 


dieses Staates die Erhebung nicht verhindern kann, oder 


 


2. im Fall eines Ersuchens nach Absatz 4 ihre Eigenschaft als Steuerforderung des 


erstgenannten Staates, bei der dieser Staat nach seinem Recht Maßnahmen zur 


Sicherung der Erhebung ergreifen kann, 


 


so teilt die zuständige Behörde des erstgenannten Staates dies der zuständigen Behörde des 


anderen Staates unverzüglich mit, und nach Wahl des anderen Staates setzt der erstge-


nannte Staat das Ersuchen aus oder nimmt es zurück. 
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(8) Dieser Artikel ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen Vertragsstaat, 


 


1. Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die vom Recht oder der Verwaltungs-


praxis dieses oder des anderen Vertragsstaats abweichen, 


 


2. Maßnahmen durchzuführen, die gegen die öffentliche Ordnung (ordre public) 


verstoßen würden, 


 


3. Amtshilfe zu leisten, wenn der andere Vertragsstaat nicht alle angemessenen 


Erhebungs- oder Sicherungsmaßnahmen, die nach seinem Recht oder seiner 


Verwaltungspraxis möglich sind, ausgeschöpft hat, oder 


 


4. Amtshilfe zu leisten, wenn der Verwaltungsaufwand für diesen Staat eindeutig 


nicht im Verhältnis zum sich daraus ergebenden Nutzen für den anderen Vertrags-


staat steht. 


 


 


Artikel 27 


Verfahrensvorschriften für die Quellenbesteuerung 


 


(1) Werden in einem Vertragsstaat die Steuern von Dividenden, Zinsen, Lizenzgebühren 


oder sonstigen von einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person bezogenen Ein-


künften im Abzugsweg erhoben, so wird das Recht des erstgenannten Staates zur Vor-


nahme des Steuerabzugs zu dem nach seinem innerstaatlichen Recht vorgesehenen Satz 


durch dieses Abkommen nicht berührt. 


 


(2) Die im Abzugsweg erhobene Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen zu erstatten, 


wenn und soweit sie durch dieses Abkommen ermäßigt wird oder entfällt. Die Frist für den 


Antrag auf Erstattung der Abzugsteuer beträgt vier Jahre und beginnt mit Ablauf des 


Kalenderjahrs, in dem die Dividenden, Zinsen, Lizenzgebühren oder sonstigen Einkünfte 


bezogen wurden. 
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(3) Ungeachtet des Absatzes 1 wird jeder Vertragsstaat Verfahren dafür schaffen, dass 


Zahlungen von Dividenden, Zinsen, Lizenzgebühren und sonstigen Einkünften, die nach 


diesem Abkommen im Quellenstaat keiner oder nur einer ermäßigten Steuer unterliegen, 


ohne Steuerabzug oder nur mit dem Steuerabzug erfolgen können, der im jeweiligen 


Artikel vorgesehen ist. 


 


(4) Der Vertragsstaat, aus dem die Einkünfte stammen, kann vom Steuerpflichtigen die 


Vorlage einer Bescheinigung der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats über 


seine Ansässigkeit im anderen Staat verlangen.  


 


(5) Die zuständigen Behörden können durch Verständigung regeln, wie dieser Artikel 


anzuwenden ist. 


 


 


Artikel 28 


Anwendung dieses Abkommens in bestimmten Fällen 


 


(1) Dieses Abkommen ist nicht so auszulegen, als hindere es einen Vertragsstaat daran, 


seine innerstaatlichen Rechtsvorschriften 


 


1. zur Verhinderung der Steuerverkürzung und -umgehung anzuwenden, solange 


diese mit dem Ziel und Zweck des Abkommens im Einklang stehen, oder 


 


2. zur Hinzurechnungsbesteuerung sowie zu einer dieser entsprechenden Be-


steuerung ausländischer Betriebsstätten und zur Zurechnungsbesteuerung bei 


ausländischen Stiftungen und vergleichbaren Rechtsträgern anzuwenden. 


 


(2) Führt Absatz 1 zu einer Doppelbesteuerung, so nehmen die zuständigen Behörden 


nach Artikel 24 Absatz 3 Konsultationen auf, um zu bestimmen, wie die Doppel-


besteuerung zu beseitigen ist. 
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(3) Wenn 


 


1. ein Unternehmen eines Vertragsstaats Einkünfte aus dem anderen Vertragsstaat 


bezieht und der erstgenannte Staat diese Einkünfte wie Einkünfte behandelt, die 


einer in einem Drittstaat oder -gebiet belegenen Betriebsstätte des Unternehmens 


zugerechnet werden können, und 


 


2. die Gewinne, die dieser Betriebsstätte zugerechnet werden können, im erstge-


nannten Staat von der Steuer befreit sind, 


 


gelten die Vergünstigungen dieses Abkommens nicht für Einkünfte, von denen in dem 


Drittstaat oder -gebiet eine geringere Steuer erhoben wird als [bilateral festzulegender 


Satz] des Betrags dieser Einkünfte oder, wenn dieser Wert niedriger ist, 60 Prozent der 


Steuer, die im erstgenannten Staat von diesen Einkünften erhoben würde, wenn diese 


Betriebsstätte im erstgenannten Staat läge. In diesem Fall können Einkünfte, für die dieser 


Absatz gilt, ungeachtet der übrigen Bestimmungen des Abkommens weiterhin nach dem 


innerstaatlichen Recht des anderen Staates besteuert werden. 


 


(4) Absatz 3 gilt nicht, wenn die Einkünfte aus dem anderen Staat aus einer durch die 


Betriebsstätte aktiv ausgeübten Geschäftstätigkeit stammen oder mit einer solchen 


Geschäftstätigkeit verbunden sind (mit Ausnahme der Vornahme, der Verwaltung oder des 


bloßen Besitzes von Kapitalanlagen für eigene Rechnung des Unternehmens, es sei denn, 


es handelt sich dabei um Bank-, Versicherungs- oder Wertpapiergeschäfte einer Bank, 


eines Versicherungsunternehmens oder eines zugelassenen Wertpapierhändlers). 


 


(5) Werden Vergünstigungen nach diesem Abkommen in Bezug auf Einkünfte einer in 


einem Vertragsstaat ansässigen Person aufgrund des Absatzes 3 versagt, so kann die 


zuständige Behörde des anderen Vertragsstaats diese Vergünstigungen gleichwohl für 


diese Einkünfte gewähren, wenn diese zuständige Behörde auf einen Antrag der ansässigen 


Person hin feststellt, dass die Gewährung dieser Vergünstigungen angesichts der Gründe, 
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aus denen diese ansässige Person die Voraussetzungen des Absatzes 3 nicht erfüllt hat 


(zum Beispiel bestehende Verluste), gerechtfertigt ist. Die zuständige Behörde des 


Vertragsstaats, bei der nach Satz 1 ein Antrag gestellt wurde, konsultiert die zuständige 


Behörde des anderen Vertragsstaats, bevor sie dem Antrag stattgibt oder ihn ablehnt. 


 


(6) Ungeachtet der übrigen Bestimmungen dieses Abkommens wird eine Vergünstigung 


nach dem Abkommen nicht für Einkünfte oder Vermögen gewährt, wenn unter Berück-


sichtigung aller maßgeblichen Tatsachen und Umstände die Feststellung gerechtfertigt ist, 


dass der Erhalt dieser Vergünstigung einer der Hauptzwecke einer Gestaltung oder Trans-


aktion war, die unmittelbar oder mittelbar zu dieser Vergünstigung geführt hat, es sei denn, 


es wird nachgewiesen, dass die Gewährung dieser Vergünstigung unter diesen Umständen 


mit dem Ziel und Zweck der einschlägigen Bestimmungen des Abkommens im Einklang 


steht. 


 


 


Artikel 29 


Mitglieder diplomatischer Missionen und konsularischer Vertretungen 


 


Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrechte von Mitgliedern diploma-


tischer Missionen und konsularischer Vertretungen nach den allgemeinen Regeln des 


Völkerrechts oder aufgrund besonderer Übereinkünfte. 


 


 


Artikel 30 


Protokoll 


 


Das angefügte Protokoll ist Bestandteil dieses Abkommens. 
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Artikel 31 


Inkrafttreten 


 


(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifikationsurkunden werden so bald 


wie möglich ausgetauscht. 


 


(2) Dieses Abkommen tritt am Tag des Austauschs der Ratifikationsurkunden in Kraft 


und ist in beiden Vertragsstaaten anzuwenden 


 


1. bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die am oder nach dem 


1. Januar des Kalenderjahrs gezahlt werden, das dem Jahr folgt, in dem das 


Abkommen in Kraft tritt, und 


 


2. bei den übrigen Steuern auf Steuern, die für Zeiträume erhoben werden, die am 


oder nach dem 1. Januar des Kalenderjahrs beginnen, das dem Jahr folgt, in dem 


das Abkommen in Kraft tritt. 


 


(3) Ungeachtet des Absatzes 2 ist Artikel 25 [sind die Artikel 25 und 26] mit Inkrafttreten 


dieses Abkommens auf alle darin genannten Informationen [beziehungsweise 


Steuerforderungen] anzuwenden, auch wenn diese Informationen [beziehungsweise 


Steuerforderungen] aus der Zeit vor Inkrafttreten des Abkommens stammen. 


 


 


Artikel 32 


Kündigung 


 


(1) Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es nicht von einem Vertragsstaat gekündigt 


wird. 


 


(2) Jeder Vertragsstaat kann dieses Abkommen auf diplomatischem Weg unter Einhaltung 


einer Frist von sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahrs schriftlich kündigen, jedoch 
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darf diese Kündigung frühestens fünf Jahre nach dem Tag des Inkrafttretens des Abkom-


mens erfolgen. In diesem Fall ist das Abkommen in beiden Vertragsstaaten nicht mehr 


anzuwenden 


 


1. bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die am oder nach dem 


1. Januar des Kalenderjahrs gezahlt werden, das dem Kündigungsjahr folgt, und 


 


2. bei den übrigen Steuern auf Steuern, die für Zeiträume erhoben werden, die am 


oder nach dem 1. Januar des Kalenderjahrs beginnen, das dem Kündigungsjahr 


folgt. 


 


 


[Variante 1 der Schlussklausel (wenn Englisch die Amtssprache des anderen 


Vertragsstaats ist):] 


Geschehen zu [Ort] am [Datum] in zwei Urschriften, jede in deutscher und englischer 


Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


 


[Variante 2 der Schlussklausel (wenn Englisch die vereinbarte Mittelsprache ist):] 


Geschehen zu [Ort] am [Datum] in zwei Urschriften, jede in deutscher, [Sprache anderer 


Vertragsstaat] und englischer Sprache, wobei jeder Wortlaut verbindlich ist. Bei 


unterschiedlicher Auslegung des deutschen und des [Sprache anderer Vertragsstaat] 


Wortlauts ist der englische Wortlaut maßgebend. 


 


 


Für die Für 


Bundesrepublik Deutschland ....................................................







 


 


Protokoll 


zum 


Abkommen 


zwischen 


der Bundesrepublik Deutschland 


und 


………………………………… 


zur Beseitigung der Doppelbesteuerung  


auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen  


sowie zur Verhinderung der Steuerverkürzung und -umgehung 


 


 


Die Bundesrepublik Deutschland und [anderer Vertragsstaat] („Vertragsstaaten“) haben 


ergänzend zu dem Abkommen vom [Datum der Unterzeichnung] zur Beseitigung der 


Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 


sowie zur Verhinderung der Steuerverkürzung und -umgehung („Abkommen“) die 


nachstehenden Bestimmungen vereinbart, die Bestandteil des Abkommens sind: 


 


 


1. Zur Anwendung des Abkommens im Allgemeinen: 


 


a) Der Ausdruck „Vertragsstaat“ umfasst im Fall der Bundesrepublik Deutschland 


auch die Länder. Der Ausdruck „Länder“ bedeutet die Länder nach dem Grund-


gesetz für die Bundesrepublik Deutschland. 


 


b) Es besteht Einvernehmen darüber, dass die Ausdrücke „Einkünfte“ und „Ver-


mögen“ so zu verstehen sind, dass damit auch einzelne Teile von Einkünften 


beziehungsweise Teile von Vermögen gemeint sind. 


 


c) Es besteht Einvernehmen darüber, dass der Ausdruck „Schiff“ weit auszulegen ist 


und alle Wasserfahrzeuge einschließlich Binnenschiffen umfasst. 
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2. Zu Artikel 1 Absatz 2: 


 


Werden nach Artikel 1 Absatz 2 Einkünfte in einem Vertragsstaat sowohl bei einem 


Rechtsträger oder Gebilde, der beziehungsweise das nach dem Recht des anderen 


Vertragsstaats vollständig oder teilweise steuerlich transparent behandelt wird, als 


auch bei einer im anderen Staat ansässigen Person als Beteiligte an diesem Rechts-


träger beziehungsweise Gebilde besteuert und führt dies zu einer Doppelbesteuerung, 


so konsultieren die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten einander nach 


Artikel 24, um eine angemessene Lösung zu finden. 


 


 


3. Zu Artikel 1 Absatz 2 und Artikel 10:  


 


Gelten Dividenden, die durch oder über steuerlich transparente Rechtsträger oder 


Gebilde bezogen werden, für Zwecke der Besteuerung durch einen Vertragsstaat als 


Einkünfte oder Gewinne einer in diesem Staat ansässigen Person, so ist Artikel 10 so 


anzuwenden, als hätte diese ansässige Person die Dividenden unmittelbar bezogen. 


 


 


4. Zu den Artikeln 1 und 4: 


 


Es besteht Einvernehmen darüber, dass ein Organismus für gemeinsame Anlagen oder 


ein Altersvorsorgefonds, der in einem Vertragsstaat errichtet wurde und aus dem 


anderen Vertragsstaat stammende Einkünfte bezieht, im Vertragsstaat seiner 


Errichtung ansässig ist. 
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5. Zu Artikel 5 Absatz 1: 


 


Land- und forstwirtschaftliche Betriebe sowie Wohnungsvermietungsagenturen, die in 


einem Vertragsstaat liegen und von einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person 


gewinnbringend genutzt werden, können eine Betriebsstätte darstellen, und zwar unge-


achtet dessen, ob die Gewinne, die dieser Betriebsstätte zugerechnet werden können, 


unter Artikel 6 fallende Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen darstellen. 


 


 


6. Zu Artikel 10: 


 


Es besteht Einvernehmen darüber, dass ein Organismus für gemeinsame Anlagen oder 


ein Altersvorsorgefonds, der in einem Vertragsstaat errichtet wurde und aus dem 


anderen Vertragsstaat stammende Einkünfte bezieht, der Nutzungsberechtigte der von 


ihm bezogenen Einkünfte ist. 


 


 


7. Zu den Artikeln 10 und 11: 


 


Dividenden und Zinsen können ungeachtet der Artikel 10 und 11 in dem Vertragsstaat, 


aus dem sie stammen, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden, wenn sie 


 


a) auf Rechten oder Forderungen mit Gewinnbeteiligung beruhen (einschließlich 


Einkünften eines stillen Gesellschafters aus seiner Beteiligung als stiller Gesell-


schafter sowie Einkünften aus partiarischen Darlehen und Gewinnobligationen im 


Sinne des Steuerrechts der Bundesrepublik Deutschland) und 


 


b) bei der Ermittlung der Gewinne des Schuldners der Dividenden oder Zinsen 


abzugsfähig sind. 
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8. Zu den Artikeln 10, 11 und 20: 


 


Sind der Empfänger und der Schuldner von Dividenden oder Zinsen in der Bundes-


republik Deutschland ansässig und kann die Dividenden- beziehungsweise Zins-


zahlung einer Betriebsstätte zugerechnet werden, die der Empfänger in [anderer 


Vertragsstaat] hat, so kann die Bundesrepublik Deutschland diese Dividenden- 


beziehungsweise Zinszahlung nach Nummer 7 dieses Protokolls oder zu den in 


Artikel 10 Absatz 2 vorgesehenen Sätzen besteuern. [Anderer Vertragsstaat] rechnet 


diese Steuer nach [Artikel 22 Absatz 2] an. 


 


 


9. Zu den Artikeln 14 und 17: 


 


a) Abfindungen, die einem Arbeitnehmer anlässlich seines Ausscheidens aus dem 


Arbeitsverhältnis als Ausgleich für die mit der Auflösung des Arbeitsverhältnisses 


verbundenen Nachteile, insbesondere für den Verlust des Arbeitsplatzes, gezahlt 


werden, sind den Vergütungen aus unselbständiger Arbeit im Sinne des 


Artikels 14 Absatz 1 zuzuordnen. Sie gelten vorbehaltlich der Buchstaben b und c 


als für eine frühere Tätigkeit geleistetes zusätzliches Entgelt und sind im ehe-


maligen Tätigkeitsstaat des Arbeitnehmers zu besteuern, wenn diesem das 


Besteuerungsrecht für die aktive Tätigkeit zustand. Wenn der Arbeitnehmer in 


verschiedenen Staaten für den Arbeitgeber tätig war, ist das abkommensrechtliche 


Besteuerungsrecht an der Abfindungszahlung entsprechend den Tätigkeitszeiten 


der letzten fünf Jahre in den jeweiligen Staaten zwischen dem Ansässigkeitsstaat 


und dem anderen Vertragsstaat aufzuteilen. 


 


b) Ist einer Abfindung Versorgungscharakter beizumessen, so steht das 


Besteuerungsrecht nach Artikel 17 Absatz 1 dem Ansässigkeitsstaat zu. 


 


c) Abfindungen zur Ablösung eines Altersversorgungsanspruchs, die während eines 


laufenden Arbeitsverhältnisses oder bei dessen Beendigung gezahlt werden, sind 
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wie laufende Vergütungen aus unselbständiger Arbeit nach Artikel 14 Absatz 1 zu 


behandeln und können im Tätigkeitsstaat besteuert werden, sofern diesem das 


Besteuerungsrecht für die aktive Tätigkeit zustand.  


 


 


10. Zu Artikel 18 Absatz 2 Nummer 1: 


 


Der Ausdruck „Fonds“ umfasst auch deutsche Sondervermögen.  


 


 


11. Zu Artikel 22 Absatz 1 Nummer 5: 


 


Es besteht Einvernehmen darüber, dass Artikel 22 Absatz 1 Nummer 5 nur gilt, wenn 


einerseits [anderer Vertragsstaat] einen Sachverhalt oder das Abkommen so auslegt, 


dass Einkünfte oder Vermögen unter eine Bestimmung des Abkommens fallen, die 


sein Recht, diese Einkünfte beziehungsweise Vermögen zu besteuern, ausschließt oder 


die Steuer, die er erheben kann, begrenzt, während andererseits die Bundesrepublik 


Deutschland zu einer anderen Auslegung des Sachverhalts beziehungsweise des 


Abkommens gelangt und daher der Auffassung ist, dass die Einkünfte beziehungs-


weise Vermögen nach dem Abkommen in [anderer Vertragsstaat] besteuert werden 


können.  


 


 


12. Zu Artikel 22 Absatz 1 Nummer 6: 


 


Einkünfte oder Vermögen werden „tatsächlich“ besteuert, wenn sie in die 


Bemessungsgrundlage einbezogen werden, anhand derer die Steuer berechnet wird. 


Sie werden nicht „tatsächlich“ besteuert, wenn sie entweder nicht steuerpflichtig sind 


oder von der Besteuerung ausgenommen werden. 
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13. Zu Artikel 23 Absatz 5: 


 


Artikel 23 Absatz 5 ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen Vertragsstaat, die 


grenzüberschreitende Konsolidierung von Einkünften oder vergleichbare Vergüns-


tigungen zwischen Unternehmen zuzulassen. 


 


 


14. Zu Artikel 24: 


 


Ist im Zusammenhang mit einer ungeklärten Frage ein Straf- oder Bußgeldverfahren 


anhängig, so kann eine zuständige Behörde das Verständigungsverfahren (einschließ-


lich Schiedsverfahren) nach Artikel 24 aussetzen, bis in dem Straf- oder Bußgeld-


verfahren ein rechtskräftiges Ergebnis erzielt wurde. 


 


 


15. Zu Artikel 24 Absatz 5: 


 


In Bezug auf die Art der ungeklärten Fragen, die einem Schiedsverfahren unterworfen 


werden können, behält sich die Bundesrepublik Deutschland das Recht vor, Folgendes 


vom Schiedsverfahren auszuschließen: 


 


a) alle Sachverhalte, die im Rahmen einer tatsächlichen Verständigung – im Sinne 


des Schreibens des Bundesministeriums der Finanzen vom 30. Juli 2008 (Bundes-


steuerblatt I 2008, Seite 831) in seiner jeweils geltenden Fassung oder einer 


späteren Regelung – zwischen der Steuerverwaltung eines Vertragsstaats und dem 


Steuerpflichtigen festgelegt wurden,  


 


b) alle ungeklärten Fragen, auf die eine Rechtsvorschrift oder ein innerstaatliches 


Gesetz zur Verhinderung der Steuerverkürzung oder -umgehung (unabhängig 


davon, ob so bezeichnet oder nicht) eines Vertragsstaats – solange diese 


beziehungsweise dieses mit dem Ziel und Zweck des Abkommens im Einklang 
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steht – oder eine Vorschrift dieses Vertragsstaats zur Hinzurechnungsbesteuerung 


sowie seine entsprechenden Vorschriften zur Besteuerung ausländischer Betriebs-


stätten und zur Besteuerung von Familienstiftungen oder eine Missbrauchs-


bekämpfungsvorschrift nach dem Abkommen angewendet wurde, 


 


c) alle ungeklärten Fragen, die in Zusammenhang mit einem Verhalten stehen, bei 


dem 


 


- die das Verfahren nach Artikel 24 Absatz 5 beantragende Person, eine in 


ihrem Auftrag handelnde Person oder eine verbundene Person gegen Steuer-


gesetze verstoßen hat und 


 


- dieser Verstoß mit Freiheitsstrafe, Geldstrafe oder Geldbuße geahndet wurde,  


 


d) alle ungeklärten Fragen, die Einkünfte oder Vermögen betreffen, die von einem 


Vertragsstaat nicht besteuert werden, weil sie dort nicht in die Bemessungsgrund-


lage einbezogen werden oder weil sie nach seinem innerstaatlichen Steuerrecht 


von der Steuer befreit sind oder einem Nullsteuersatz unterliegen, 


 


e) alle ungeklärten Fragen, in denen die Doppelbesteuerung von Einkünften oder 


Vermögen in Anwendung einer Vorschrift des innerstaatlichen Rechts oder dieses 


Abkommens durch die Anrechnungsmethode statt durch die Freistellungsmethode 


vermieden wurde, und 


 


f) alle ungeklärten Fragen, bei denen die zuständigen Behörden vor dem Zeitpunkt, 


zu dem das Schiedsverfahren anderenfalls begonnen hätte, übereinkommen, dass 


diese Fragen für eine Entscheidung durch ein Schiedsverfahren ungeeignet sind. 


Dies kann beispielsweise dann der Fall sein, wenn die das Verfahren nach Arti-


kel 24 Absatz 5 beantragende Person, eine in ihrem Auftrag handelnde Person 


oder eine verbundene Person in erheblichem Maß gegen ihre Mitwirkungspflicht 
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in einem Besteuerungsverfahren, das mit dem beantragten Schiedsverfahren im 


Zusammenhang steht, oder im betreffenden Verständigungsverfahren verstößt. 


 


 


16. Zu Artikel 25: 


 


Soweit nach Artikel 25 personenbezogene Daten ausgetauscht werden, gelten die 


folgenden ergänzenden Bestimmungen. Personenbezogene Daten im Sinne des Ab-


kommens sind alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare 


natürliche Person (im Folgenden als „betroffene Person“ bezeichnet) beziehen. 


 


a) Die übermittelnde Stelle ist nicht zur Übermittlung personenbezogener Daten 


verpflichtet, wenn das auf sie anwendbare innerstaatliche Recht ein Über-


mittlungsverbot enthält oder sie Grund zu der Annahme hat, dass durch die 


Übermittlung schutzwürdige Interessen der betroffenen Person beeinträchtigt 


würden. 


 


b) Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtigkeit der zu übermittelnden 


personenbezogenen Daten zu achten. Erweist sich, dass die übermittelnde Stelle 


unrichtige personenbezogene Daten oder personenbezogene Daten, die nicht hät-


ten übermittelt werden dürfen, übermittelt hat, so teilt sie dies der empfangenden 


Stelle unverzüglich mit. 


 


c) Soweit das auf die übermittelnde Stelle anwendbare innerstaatliche Recht in 


Bezug auf die übermittelten personenbezogenen Daten besondere Löschungs-


fristen oder Fristen zur Prüfung der Erforderlichkeit einer weiteren Speicherung 


vorsieht, weist die übermittelnde Stelle die empfangende Stelle darauf hin. 


 


d) Die übermittelnde Stelle und die empfangende Stelle sind verpflichtet, die Über-


mittlung und den Empfang der personenbezogenen Daten zu dokumentieren. 
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e) Die Verwendung der personenbezogenen Daten durch die empfangende Stelle ist 


nur zu den im Abkommen bezeichneten Zwecken und zu den durch die über-


mittelnde Stelle festgelegten Bedingungen zulässig. 


 


f) [Variante 1:]  


Die Verwendung für andere Zwecke im Sinne des Artikels 25 Absatz 2 Satz 4 ist 


nur zulässig zur Verhütung und Verfolgung von Straftaten von erheblicher 


Bedeutung, zum Zweck der Abwehr von erheblichen Gefahren für die öffentliche 


Sicherheit und zur Bekämpfung von Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung, 


illegaler Beschäftigung und Leistungsmissbrauch (Missbrauch öffentlicher 


Leistungen). Sie bedarf der vorherigen Zustimmung der übermittelnden 


zuständigen Behörde. 


 


[Variante 2:]  


Ohne vorherige Zustimmung ist eine Verwendung für andere Zwecke im Sinne 


des Artikels 25 Absatz 2 Satz 4 nur zulässig, wenn sie zur Abwehr einer im 


Einzelfall bestehenden dringenden Gefahr für das Leben, die körperliche 


Unversehrtheit oder die persönliche Freiheit einer Person oder für bedeutende 


Vermögenswerte erforderlich ist und Gefahr im Verzug besteht. In diesem Fall ist 


die zuständige Behörde unverzüglich um nachträgliche Genehmigung der 


Zweckänderung zu ersuchen. Wird die Genehmigung verweigert, ist die weitere 


Verwendung der personenbezogenen Daten für den anderen Zweck unzulässig. 


Die empfangende Stelle und alle Stellen, die zum Vertragsstaat der empfangenden 


Stelle gehören und personenbezogene Daten für den anderen Zweck von der 


empfangenden Stelle erhalten haben, haben diese personenbezogenen Daten 


unverzüglich zu löschen. Dies gilt jedoch nicht, soweit und solange diese per-


sonenbezogenen Daten für den im Abkommen bezeichneten Zweck, zu dem die 


übermittelnde Stelle sie ursprünglich übermittelt hat, weiterhin erforderlich sind. 


 


g) Die empfangende Stelle darf die erhaltenen personenbezogenen Daten nur mit 


vorheriger Zustimmung der Stelle, welche die Daten ursprünglich übermittelt hat, 
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an einen anderen Staat oder eine internationale Organisation weiterübermitteln. 


Die Stelle, welche die personenbezogenen Daten ursprünglich übermittelt hat, 


kann Bedingungen festlegen, welche die empfangende Stelle im Rahmen der 


Weiterübermittlung zu beachten hat. 


 


h) Die empfangende Stelle ist verpflichtet, unrichtige personenbezogene Daten 


unverzüglich zu berichtigen. Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass die 


betroffene Person von der empfangenden Stelle die unverzügliche Berichtigung 


der sie betreffenden personenbezogenen Daten verlangen kann, wenn diese 


unrichtig sind. 


 


i) Die empfangende Stelle hat die erhaltenen personenbezogenen Daten 


unverzüglich zu löschen, wenn 


 


- sie für den Zweck, für den sie übermittelt worden sind, nicht mehr 


erforderlich sind, 


 


- sie nicht hätten übermittelt werden dürfen und die übermittelnde Stelle dies 


der empfangenden Stelle mitgeteilt hat oder  


 


- sie unrichtig sind und die empfangende Stelle sie nicht nach Buchstabe h 


Satz 1 unverzüglich berichtigt. 


 


Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass die betroffene Person von der 


empfangenden Stelle die unverzügliche Löschung der sie betreffenden 


personenbezogenen Daten verlangen kann, wenn eine der in Satz 1 genannten 


Voraussetzungen vorliegt. Die Pflicht zur Löschung besteht nicht, wenn die 


Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, der die empfangende 


Stelle unterliegt, zur Wahrnehmung einer Aufgabe, die im öffentlichen Interesse 


liegt, oder zur Geltendmachung von Rechtsansprüchen erforderlich ist. 
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j) Die empfangende Stelle ist verpflichtet, die erhaltenen personenbezogenen Daten 


wirksam gegen unbeabsichtigten Verlust, unbeabsichtigte oder unrechtmäßige 


Vernichtung und Veränderung sowie gegen unbefugte Offenlegung, unbefugten 


Zugang und sonstige unberechtigte Verarbeitung zu schützen. 


 


k) Im Fall einer Verletzung des Schutzes der erhaltenen personenbezogenen Daten 


ergreift die empfangende Stelle unverzüglich geeignete Schadensbegrenzungs-


maßnahmen. Sie benachrichtigt die übermittelnde Stelle, falls dadurch nicht die 


öffentliche Sicherheit oder die nationale Sicherheit gefährdet wird. 


 


l) Die empfangende Stelle informiert die betroffene Person über die erlangten 


personenbezogenen Daten. Die Informationspflicht erstreckt sich auf die 


Kategorien der personenbezogenen Daten, die verarbeitet werden, auf die 


Verarbeitungszwecke sowie auf die Rechte der betroffenen Person nach 


Buchstabe h Satz 2, Buchstabe i Satz 2 und Buchstabe m. Abweichend von den 


Sätzen 1 und 2 besteht die Informationspflicht der empfangenden Stelle nicht,  


 


- wenn die betroffene Person bereits über die Informationen verfügt, 


 


- wenn die Erteilung der Informationen im Einzelfall unmöglich ist oder einen 


unverhältnismäßig hohen Aufwand erfordern würde oder 


 


- soweit und solange eine Abwägung ergibt, dass das öffentliche Interesse an 


dem Unterbleiben der Information das Informationsinteresse der betroffenen 


Person überwiegt; dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Erteilung der 


Informationen den Zweck der Verarbeitung gefährden würde. 


 


m) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass jede betroffene Person von der 


empfangenden Stelle Auskunft über die Kategorien der zu ihrer Person 


übermittelten Daten, die verarbeitet werden, die Verarbeitungszwecke sowie über 


ihre Rechte nach Buchstabe h Satz 2 und Buchstabe i Satz 2 erhalten kann. Die 
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Auskunft kann unterbleiben, soweit und solange eine Abwägung ergibt, dass das 


öffentliche Interesse an dem Unterbleiben der Auskunft das Interesse der 


betroffenen Person an der Auskunftserteilung überwiegt. Das ist insbesondere der 


Fall, wenn die Erteilung der Auskunft den Zweck der Verarbeitung gefährden 


würde. 


 


n) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass die empfangende Stelle oder ihr Rechts-


träger nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts demjenigen gegenüber haftet, 


der aufgrund von Datenübermittlungen nach dem Abkommen rechtswidrig 


geschädigt wird. Die empfangende Stelle und ihr Rechtsträger können sich im 


Verhältnis zum Geschädigten zu ihrer Entlastung nicht darauf berufen, dass der 


Schaden durch die übermittelnde Stelle verursacht worden ist. 


 


o) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass jede betroffene Person vorbehaltlich 


etwaiger innerstaatlicher Bestimmungen, wonach zunächst die Möglichkeiten 


eines behördlichen Rechtsbehelfs ausgeschöpft werden müssen, eine gerichtliche 


Überprüfung zumindest in folgenden Fällen beantragen kann: 


 


- Verletzung des Rechts auf Berichtigung nach Buchstabe h Satz 2, 


 


- Verweigerung des Rechts auf Löschung nach Buchstabe i Satz 2 und 


 


- Verweigerung des Rechts auf Auskunft nach Buchstabe m. 


 





		Lesezeichen strukturieren
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Nach Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der Länder gilt für die Mindestlaufzeit des 
Gewinnabführungsvertrags sowie in Bezug auf Personengesellschaften als Organträger 
Folgendes: 


A. Mindestlaufzeit des Gewinnabführungsvertrags 


Nach § 14 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 KStG muss der Gewinnabführungsvertrag (GAV) auf 
mindestens fünf Jahre abgeschlossen sein. Die Voraussetzung der Mindestlaufzeit ist nicht erfüllt, 
wenn der Vertrag zwar auf fünf Jahre abgeschlossen ist, aber erst in einem auf das Jahr des 
Abschlusses folgenden Jahr ins Handelsregister eingetragen wird. Für die Frage, ob die 
Mindestlaufzeit erfüllt ist, kommt es auf die für die steuerliche Anerkennung maßgebende 
zivilrechtliche Wirksamkeit des GAV an. Eine vertragliche Vereinbarung, nach der die Laufzeit 
des GAV erst in dem Wirtschaftsjahr beginnt, in dem der GAV im Handelsregister eingetragen 
wird, ist nicht zu beanstanden. 


B. Personengesellschaft als Organträger 
 
I. Finanzielle Eingliederung der Organträger-Personengesellschaft 


Bei einer Personengesellschaft als Organträger müssen die Voraussetzungen der finanziellen 
Eingliederung im Verhältnis zur Personengesellschaft selbst erfüllt sein (§ 14 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 Satz 3 KStG). Danach ist es erforderlich, dass zumindest die Anteile, die die Mehrheit 
der Stimmrechte an der Organgesellschaft vermitteln, im Gesamthandsvermögen der 
Personengesellschaft gehalten werden. 
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II. Eigene gewerbliche Tätigkeit der Organträger-Personengesellschaft 
 
1. Umfang der eigenen gewerblichen Tätigkeit 


Durch das Merkmal der eigenen gewerblichen Tätigkeit einer Organträger-Personengesellschaft 
nach § 14 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Satz 2 KStG soll insbesondere auch verhindert werden, dass 
mit Hilfe einer Personengesellschaft ohne substanzielle originäre gewerbliche Tätigkeit das 
steuerliche Ergebnis einer nicht mehr zulässigen Mehrmütterorganschaft erreicht werden kann. 
Die Voraussetzung ist daher nur erfüllt, wenn die eigene gewerbliche Tätigkeit im Sinne von § 15 
Absatz 2 EStG der Organträger-Personengesellschaft nicht nur geringfügig (siehe hierzu H 15.8 
(5) Bagatellgrenze EStH 2025) ist. 


1.1 Holdinggesellschaften/geschäftsleitende Holding 


Eine Holdingpersonengesellschaft kann nur dann Organträger sein, wenn sie selbst eine eigene 
gewerbliche Tätigkeit ausübt. Dies kann im Einzelfall auch eine Tätigkeit als geschäftsleitende 
Holding sein (vgl. BFH-Urteil vom 27. November 2024, I R 23/21, BStBl 2026 II S. xxx1), was aber 
zwingend voraussetzt, dass die Personengesellschaft an mehreren Tochterkapitalgesellschaften 
beteiligt und für diese auch tatsächlich geschäftsleitend tätig ist (vgl. BFH-Urteil vom 
17. Dezember 1969, I R 252/64, BStBl 1970 II S. 257 und Rn. 14 des BFH-Urteils vom 18. Januar 
2023, I R 16/19, BStBl 2023 II S. 1096). Die Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft, deren einzige 
Funktion die Stellung als persönlich haftende Gesellschafterin der Holdingpersonengesellschaft 
ist, wird hierbei nicht berücksichtigt. Für die Annahme einer tatsächlichen Geschäftsleitung 
reicht der bloße Abschluss eines Beherrschungsvertrags mit den Tochtergesellschaften nicht aus. 


1.2 Erbringung von sonstigen Dienstleistungen gegenüber Konzerngesellschaften 


Das Merkmal der Teilnahme am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr kann schon dann erfüllt 
sein, wenn eine Gesellschaft Dienstleistungen nur gegenüber einem Auftraggeber erbringt 
(vgl. H 15.4 Kundenkreis EStH 2025). Eine gewerbliche Tätigkeit kann daher auch vorliegen, 
wenn eine Gesellschaft Dienstleistungen (wie z. B. Erstellen der Buchführung, EDV-
Unterstützung o. Ä.) nur gegenüber einer oder mehreren Konzerngesellschaften erbringt. 
Voraussetzung ist, dass die Leistungen gegen gesondertes fremdübliches Entgelt erbracht und 
abgerechnet werden. 


1.3 Beteiligung an einer gewerblich tätigen Personengesellschaft 


Eine vermögensverwaltende Personengesellschaft wird nicht allein deshalb selbst gewerblich im 
Sinne des § 14 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Satz 2 KStG tätig, weil sie an einer gewerblich tätigen 
Personengesellschaft beteiligt ist und lediglich aufgrund der gewerblichen Infektion (§ 15 
Absatz 3 Nummer 1 Satz 1 zweite Alternative EStG) gewerbliche Einkünfte erzielt. 


 
1 Wird durch Redaktion BStBl ergänzt. 
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2. Betriebsaufspaltung 


Auch eine Besitzpersonengesellschaft im Rahmen einer Betriebsaufspaltung kommt als 
Organträger in Betracht, da sie originär gewerblich tätig ist im Sinne des § 15 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1, Absatz 2 EStG (vgl. BFH-Urteil vom 17. November 2020, I R 72/16, BStBl 2021 II 
S. 484). Dies gilt auch, wenn die Besitzpersonengesellschaft ansonsten nur vermögensverwaltend 
tätig ist (vgl. BFH-Urteil vom 24. Juli 2013, I R 40/12, BStBl 2014 II S. 272). 


3. Zeitliche Aspekte 


Zur steuerlichen Anerkennung einer Organschaft müssen alle gesetzlichen Voraussetzungen 
grundsätzlich vom Beginn des Wirtschaftsjahrs der Organgesellschaft an erfüllt sein.  
Der Organträger einer ertragsteuerlichen Organschaft muss aber nicht bereits zu Beginn des 
Wirtschaftsjahrs der Organgesellschaft gewerblich tätig sein (vgl. BFH-Urteil vom 24. Juli 2013, 
I R 40/12, BStBl 2014 II S. 272). 


C. Anwendungsregelung 


Dieses Schreiben ersetzt das Schreiben vom 10. November 2005 - IV B 7-S 2770-24/05 - 
(BStBl 2005 I S. 1038) und ist in allen noch offenen Fällen anzuwenden. Es steht ab sofort für eine 
Übergangszeit auf den Internetseiten des Bundesministeriums der Finanzen zum Download 
bereit und wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 


Im Auftrag 


 


Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. 
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Mit diesem Schreiben werden die Rn. 19 und 20 des BMF-Schreibens vom 5. November 2021 
(BStBl I S. 2205) zur ertragsteuerlichen Beurteilung der Nutzung eines betrieblichen Kraftfahr-
zeugs für private Fahrten, Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte/erster Tätigkeitsstätte 
oder Fahrten nach § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4a Satz 3 EStG und Familienheimfahrten bei der 
Nutzung von Elektro‑ und Hybridelektrofahrzeugen geändert. Die Änderung ist für Wirtschafts-
jahre anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2025 beginnen. Es wird nicht beanstandet, wenn 
die zuvor geltenden Regelungen der Rn. 19 und 20 bis zum 31. Juli 2026 weiter angewandt 
werden. 


Durch das BMF-Schreiben vom 11. November 2025 (BStBl I S. 1929) zur Steuerbefreiung nach § 3 
Nummer 46 EStG und Pauschalierung der Lohnsteuer nach § 40 Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 EStG; 
Steuerliche Behandlung der vom Arbeitnehmer selbst getragenen Stromkosten wurde das BMF-
Schreiben vom 29. September 2020 (BStBl I S. 972) ersetzt, auf das in Rn. 20 des BMF-Schreibens 
vom 5. November 2021 (a. a. O.) verwiesen wird. Nach Erörterungen mit den obersten Finanzbe-
hörden der Länder werden die Rn. 19 und 20 des BMF-Schreibens vom 5. November 2021 
(a. a. O.) wie folgt geändert (Änderungen sind durch Fettschrift hervorgehoben): 


19 Wird ein betriebliches Elektro‑ oder Hybridelektrofahrzeug an einer zur Wohnung des Steuer-
pflichtigen gehörenden häuslichen Ladevorrichtung aufgeladen, kann der betriebliche Anteil an 
der Gesamtstrommenge aus der Nutzung der häuslichen Ladevorrichtung grundsätzlich mit 
Hilfe eines gesonderten stationären oder mobilen (beispielsweise wallbox- oder fahrzeuginter-
nen) Stromzählers nachgewiesen werden. Dieser Zähler muss nicht eichrechtskonform sein. 
Zum Nachweis des betrieblichen Anteils an der Gesamtstrommenge werden Aufzeichnungen 
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für einen fortlaufenden Zeitraum von drei Monaten als ausreichend angesehen, soweit dieser 
Anteil nicht ohne Weiteres ausgelesen werden kann (z. B. anhand einer fahrzeuginternen 
konkreten Erfassung und Zuordnung der Strommenge). Die Strommenge ist mit dem 
individuellen Strompreis zu multiplizieren. Neben dem Einkaufspreis für die verbrauchten 
Kilowattstunden Strom ist auch ein zu zahlender Grundpreis anteilig zu berücksichtigen; die 
Einspeisung durch eine private Photovoltaik-Anlage ist dabei aus Vereinfachungsgründen 
nicht zu beachten. Bei einem Vertrag mit dynamischem Stromtarif bestehen keine Bedenken, 
die durchschnittlichen monatlichen Stromkosten je kWh einschließlich anteiligem Grund-
preis zugrunde zu legen. 


20 Aus Vereinfachungsgründen kann der Ermittlung des betrieblich veranlassten Anteils an den 
ansonsten privaten Stromkosten in allen Anwendungsfällen (einschließlich der Anwendung 
bei dynamischem Stromtarif und bei Nutzung einer privaten Photovoltaik-Anlage) der vom 
Statistischen Bundesamt halbjährlich veröffentlichte Gesamtstrompreis für private Haushalte 
(Statistik-Code 61243-0001, Durchschnittspreise einschließlich Steuern, Abgaben und Umla-
gen) zugrunde gelegt werden. Dabei ist für das gesamte Wirtschaftsjahr auf den für das 1. Halb-
jahr des dem Wirtschaftsjahr vorangegangenen Kalenderjahres veröffentlichten Gesamt-
durchschnittsstrompreis einschließlich Steuern, Abgaben und Umlagen (Wert bei einem 
Jahresverbrauch von 5.000 kWh bis unter 15.000 kWh) abzustellen (Strompreispauschale). 
Dieser Gesamtdurchschnittsstrompreis ist auf volle Cent abzurunden und anschließend mit 
der nachgewiesenen geladenen Strommenge (vgl. Rn. 19) zu multiplizieren. Das Wahlrecht 
zwischen dem Ansatz der tatsächlichen Stromkosten oder der Strompreispauschale muss für 
das Wirtschaftsjahr einheitlich ausgeübt werden (Jahrespauschale). Durch die Strompreispau-
schale sind sämtliche Stromkosten des Steuerpflichtigen aus der Nutzung einer häuslichen 
Ladevorrichtung abgegolten.  


Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht.  


Im Auftrag 


 


Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. 
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